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Von den Heeresschilden

Das Gesetz des Reiches erkennt als Ordnung dieses herrlichen und von Alveran und Dere begünstigten und vom Raben geliebten Landes, dass es wohlgegliedert ist in der Zahl nach Sieben Heeresschilde, wie denn auch das Weltenall, auf denen die Stützen, Herrschaften und der Schutz und Trutz des Reiches zu stehen kommen.

Da ist das Königshaus auf dem ersten Heeresschild errichtet, der da ist aus Eternium. Und vom ersten Schild lauscht es herab auf die Heeresschilde, die darunter sind und weist sie ihnen Orte und Zeiten an, ihre Stimme zu erheben, und siehe: der erste Schild hat die Kraft, die Last der anderen Schilde zu diesem Behufe zu mildern, damit sie frei und ohne jede Zurückhaltung das Ohr der ersten Schildes erreichen können.

Da ruht der erste Schild auf dem zweiten Schild, der da ist von Titanium, dem Ur-Metalle, gehämmert mit reinem Endurium, nämlich auf der Schulter der Diener des Raben, und auf dem Scheitel der Herrschaften auf Dere, die den Hekat errungen haben.

Dann aber folgt der Dritte Schild, der ist von Arkanium, darauf alles steht, was Fürst ist, dem wiederum untersteht der vierte Heeresschild von lauterem Gold, in dessen Mitte Hátya ist und an dessen Rande Neset. 

Und so ruht der vierte Schild auf der Schulter der Äbte und auf dem Scheitel der Barone und der Herren der freien Städte, unter deren Schultern die Edlen sind, die gemeinsam stehen auf dem fünften Heeresschild, der gegossen ist im Strahlenkranz aus dem Silber des Mondes und dem Silber der Erde.

Darunter stehen die Freien des Reiches, welche die Bürgschaft haben, siehe, der sechste Schild ist ganz aus Kupfer, Zinn und Blei und hat einen Rand von Bronze.

Zuunterst ruht der größte Heeresschild, er ist von Eisen, und auf ihm drängt die Schar aller Kinder Deres, die freudig die Welt des Reichs über sich sehen wie der Sockel die Säule und die Säule den Giebel und der Giebel das Dach.

Und Diese Heeresschilde zu schützen, im Glanz zu halten, ihnen Schutz und Trutz zu sein, so haben die Gerichte sich auf Dere eingefunden, und haben Einzug gehalten auf den Heeresschilden, und jedes steht auf seinem

und sie blicken wohlgefällig auf die Welt 

Für den Raben und Für das Reich und Für das Recht

VON DEM PROZESSRECHT

Art. 1
Verfahrensgrundsätze 
(1)
Im ius civilis gilt

1.
Wo kein Kläger, da kein Richter.

2.
Die Parteien bestimmen Art und Umfang des Streitgegenstandes.

3.
Die Parteien können den Streit jederzeit beenden.

4.
Die Parteien bringen die Beweise bei, was sie nicht sagen, hat der Richter nicht ge​hört.

(2)
Im ius criminalis gilt

1.
Der Strafanspruch steht dem Staate zu.

2.
Der Richter ist nicht an Anträge gebunden, urteilt aber auch nicht ohne Anklage.

3.
Das Gericht untersucht die Wahrheit von Amts wegen.

(3)
Ius civilis ist alles Recht, was nicht ius criminalis ist. Das CCC kennt nur diese zwei.

(4)
Diese Grundsätze werden durch dieses Gesetz genauer ausgeführt.

Art. 1a
Von den Klagearten des Ius civilis

(1)
Man kann vor den Gerichten Gestaltungsklagen erheben, mit dem Ziele, die gegenwärtige Rechtslage umzugestalten, dass nachher nicht mehr sei wie vorher, insbesondere um Rechtsverhältnisse zu lösen oder gar zu vernichten. Entscheidet das Gericht zugunsten der Klage, dann ist mit Urteil die Rechtslage bereits umgestaltet; es bedarf keiner Vollstreckung

(2)
Man kann von den Gerichten erstreben, dass der, wider den man sich wendet, zu einem Tun, Dulden oder Unterlassen verpflichtet wird; hier redet man von Leistungsklage. Eine Vollstreckung erfolgt nach den Vorschriften des Prozeßrechts 13 bis 15.
Wird auf Abgabe einer Willenserklärung geklagt, so kann das Gericht, gesteht es den Anspruch auf diese Erklärung zu, jene in seinem Urteil als abgegeben bestimmen.

(3)
Von den Feststellungsklagen gibt es zunächst zweie: die gute Feststellungsklage erstrebt die Feststellung des Bestehens eines Rechtes, Anspruchs oder Rechtsverhältnisses, auch des Bestandes eines Aktes der ausführenden Gewalten und Beamtenschaft des Reiches; die böse Feststellungsklage zielt dagegen auf die Feststellung ab, dass dergleichen nicht besteht. So kann auch auf Feststellung der Echtheit oder Unechtheit einer Urkunde, aber nicht auf Feststellung rechtlich nicht ergiebiger Tatsachen geklagt werden. Ist ein Akt einer ausführenden Gewalt oder der Beamtenschaft nur einmalig und ist die Wirkung dieses Aktes sogleich erledigt, d.h. er ist geschehen und hat keine Folgen mehr, so kann dennoch festgestellt werden, ob dieser Akt rechtens war oder nicht.

Art. 2
Von den Gerichten

(1)
Es soll keine Gerichte geben, die dieses Gesetz nicht nennt. 

(2)
Gerichtssprache und Amtsprache ist Kemi. 

(3)
Alle Gerichte sind auf dieses Gesetz verpflichtet; sie dürfen Urteile nur auf​grund der hier geschriebe​nen Normen fällen.

(4)
Alle Gerichte sollen auf eine Verfestigung ihrer Rechtsprechung hinarbeiten.

(5)
Das erstinstanliche Gericht besteht aus dem Richter, die darauffolgende
Instanz aus dem Richter und zwei außerordentliche Beisitzern, darauf folgend der Richter und zwei ordentliche Beisitzer, darauf folgend der Richter und zwei ordentlich und zwei außerordentliche Beisitzer, das Krongericht setzt sich aus dem Kronjustitiar und vier ordentlichen Beisitzern zusammen. Für jeden ordentlichen Beisitzer kann ein Vize - Beisitzer ernannt werden.

§ 1
Die Lehns- und Vasallaturgerichte

(1)
Die Akîbs und Äbte sind Träger der Gerichtsgewalt in ihrem Lehen. 

(2)
Die Hátyats und Nesets, von denen die Akîbs und Äbte unmittelbar ihr Lehen nehmen, sind ihre zweite Instanz und ihre erste Instanz, wenn der Akîb selbst vor Ge​richt steht. Sie sind auch erste Instanz, wenn es um Belange geht, die ihr eigenes Ge​samtlehen anbetref​fen. 

(3)
Die diesen unmittelbar übergeordneten Heeresschilde sind, entsprechend Absatz 2, deren Gerichte.

(4)
Dieser Instanzenzug gilt, solange dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.

§ 2
Die Inquisitionstribunale der Boron- und Staatskirche
(1)
Die Inquistionstribunale der kemischen Kirche sind zuständig für Schuldsprüche im Be​reich des ius criminalis Teil 2 Art. 3.

(2)
Ihre Besetzung obliegt der kemischen Kirche.

(3)
Das Inqusitionstribunal wird vom örtlich zuständigen Inquisitionsrat geführt. Ihm sind zwei Inqui​sitoren des jeweiligen Sprengels als ordentliche Beisitzer beigesellt, ferner zwei außerordentliche Beisitzer, die der vorsitzende Inquisitionsrat nach billigem und fallbezogenem Ermessen für die jewei​lige Verhandlung beruft. Inqusitionsräte und ordentliche Beisitzer können nur Geweihte des Bo​ronsarmes der Borons- und Staatskirche sein. 

(4)
Reichsweit zuständiger Inquisitionsrat ist der Großinquisitor.

(5)
Ein Instanzenzug findet nicht statt.

§ 3
Die Militärsenate der Schwarzen Armee

(1)
Die Militärsenate der Schwarzen Armee treten in den Fällen des Strafrechts der Streitmächte nach Ius criminalis Teil 2 Art. 5 als zuständige Gerichte an die Stelle der Lehns- und Vasallaturgerichte nach § 1 dieses Artikels. Die Zuständigkeiten anderer Gerichte bleiben unberührt.

(2)
Die Bannerkommandanten haben die Gerichtsgewalt in ihrem Banner

(3)
Deren Regimentskommandaten sind ihre zweite Instanz und ihre erste, wenn der Bannerkommandant selbst vor Gericht steht. Dritte Instanz ist der Inhaber des Oberkommandos.

(4)
Im Kriegsfall können die Militärsenate, sofern ein anderweitig zuständiges Gericht nicht erreichbar ist, ihre Zuständigkeit auf die sonstige Strafrechtsvorschriften außerhalb des Ius criminalis Teil 2 Art. 5 ausdehnen. Es findet eine volle Überprüfung durch die sonst zuständigen Gerichte statt, Ius criminalis Teil 2 Art. 1 § 9 Abs. 5 gilt uneingeschränkt. Endet der Kriegsfall vor Prozeßende, ist der Prozeß unverzüglich dem zuständigen Gerichte zu übertragen. Die bis dahin zuständigen Militärrichter treten der Verhandlung als außerordentliche Beisitzer bei.
§ 4
Das Arcane Gremium

(1)
Dem Arcanen Gremium obliegt die Überprüfung und Bestätigung des nach allgemeiner Anschauung tadellosen Rufes, der erforderlich ist, um sich als arcaner Lehrmeister an einer Academia Arcana zu verdingen, oder im Privaten zu unterrichten; ferner jene Prüfung, dass eine Academia hat im Sinne der göttlichen Schlange geführt zu werden, zu der Abgesandte der Hesinde herbeigezogen werden sollen. 

(2)
Das Arcane Gremium setzt sich aus 3 Personen zusammen, als da sind der kgl. Hofmagus als Präsidius, ein Magus nach Maßgabe des Präsidiums sowie ein Geweihter der Borons- und Staatskirche. Das Arcane Gremium ist erstinstanzliches Gericht in Fragen des Ius criminalis Teil 2 Art. 1 § 11.und aller Taten des Ius criminalis, die mittels, mit Unterstützung oder im Hinblick auf Magie begangen wurden, sofern keine anderweitige Gerichtszuständigkeit besteht.

(3)
Das Gremium erfaßt alle Zauberkundigen, die sich auf kem’schen Rechtsgebiet aufhalten über den an den Akademien geführten Arcanen Index und ist zuständig für die Erteilung oder Verweigerung des Arcanen Freibriefs, der die Bewirkung von Zaubern auf kem’schen Rechtsggebiet gestattet. Auf Verlangen des Gremiums ist Zeugnis über die Kenntnisse und Fähigkeiten abzulegen. Der Freibrief kann verweigert werden, insebsondere wenn

1.
die Befähigung des Zauberkundigen nicht ausreichend ist, um Zauber ordentlich und ohne Gefahr unbeherrschbarer Folgen zu wirken

2.
der Zauberkundige sich mehrmals ausdrücklich geweigert hat, sich die Bewilligung in Form des Freibriefes zu erwirken oder

3.
der Zauberkundige von nicht ausreichender seelenkundlicher Festigkeit ist. 

(4)
Dem Arcanen Gremium obliegt die Billigung der Lehrpläne. Der Lehrplan hat dem Gremium auf Aufforderung vorgelegt zu werden,

(5)
Dem Gremium steht das Recht zu, jede Academia, und jeden Zauberkundigen nach eigenem Ermessen zu beaufsichtigen. 

(6)
Jede Neuaufnahme, sei es Studiosus oder Lehrkörper, hat sofort bei diesem Gremium angezeigt werden, sowie auch jeder Wechsel und jegliche Änderung im Lehrplan. Ebenso muß über alle Forschungsarbeiten und deren Ergebnisse auf Anfrage ein den Gepflogenheiten der Forschung entsprechender Bericht abgegeben werden.      
Art. 2a
Fürsprecher

(1)
Jedem, der mit einem Prozeß vor dem Gerichten des Reiches befaßt ist, steht es frei, seine Interesse von einem Fürsprecher wahrnehmen zu lassen, wobei es jedem grundsätzlich freisteht, selbst für sich zu sprechen.

(2)
In Fragen des Ius criminalis, in welchen ein Strafmaß ab dem Vergehen zur Rede steht, kann, ab dem schweren Vergehen soll, bei Verbrechen muß das Gericht die Notwendigkeit eines Fürsprechers verfügen (necessaria advocati), damit gewährleistet wird, dass der Angeklagte eine angemessene Fürsprache erhält. 

(3)
Als nötige Fürsprecher in Betracht zu ziehen sind jene Magister der rechtlichen Fakultäten, die einmal vor dem jeweiligen Gericht plädieret haben oder vor einem höheren Gericht des gleichen Sprengels oder vor dem Reichsgericht. Ebenso können nötige Fürsprecher alle Personen sein, die mit Gerichtsgewalt im Sinne des Art. 2 dieses Gesetzes betraut sind; sie können verbindlich dazu aufgefordert werden, diese Pflicht zu übernehmen, von einem höher instanziellen Gericht als sie selbst es wären. 

(4)
Nötige Verteidiger sollen sich nicht durch die necessaria adcovati über ihre Verbindlichkeit täuschen lassen, da sie für grob fahrlässige oder vorsätzliche Mißachtung ihrer Pflichten vor Gericht nach Ius criminalis Teil 2 Art. 4 Abs. 4 belanget werden können. 

Art. 3
Beweismittel
(1)
Die Beweismittel werden von den Prozessbeteiligten beim Gericht beantragt. Die unbefan​gene Wür​digung des Beweises, ob er schlüssig ist, obliegt dem Gericht.

(2)
Die Beweislast in der Frage, ob civilistische Ansprüche bestehen oder nicht beste​hen, trägt derjenige, der einen Vorteil von der bewiesenen Behauptung davonträgt.

(3)
Die Beweislast für die Schuld eines Angeklagten trägt der Ankläger, dagegen be​steht keine Be​weislast hinsichtlich der Unschuld eines Angeklagten. Die über ius criminalis Teil 2 Art. 3 verhan​delnden Inquisitionstribunale gehen demgegenüber von einer Beweislast des Angeklagten aus, zu dessen Lasten eine Schuldvermutung besteht.

(4)
Das Gericht hat den Anspruch auf nötige Beweismittel anzuerkennen und zu ver​wirklichen. Tut es dies nicht, kann sich beim nächsthöheren Gericht auf diese Ver​säumnis berufen werden, sofern ein Instanzenzug vorgesehen ist. Beweise, die nicht nötig sind, kann das Gericht ablehnen; auf jeden Fall soll es darauf achten, dass die Möglichkei​ten zur Erhebung nötiger Beweise ausgeschöpft sind, be​vor es nicht nötige Beweise zuläßt. Nach Zulassung nicht nötiger Beweise sind diese vom gleichen Be​weisrang wie die nötigen.

(5)
Sofern der Beweisantrag unvollständig ist, da er entweder den Sinn und Zweck der Be​weiserhebung nicht erkennen läßt oder das genaue Beweismittel nicht nennt oder das Be​weismittel offenkundig nicht dem Sinn und Zweck der jeweiligen Beweiserhe​bung dienen kann, braucht das Gericht sich nicht um den Antrag zu bekümmern.

(6)
Den Beweis, den sich der Antragsteller anmaßt, soll er innerhalb von sechs Wo​chen er​bringen, oder sofort, wenn er will. Soll man aber Grundeigentum beweisen, so muß dies sogleich oder im nächsten Gerichtstermin geschehen.

§ 1
Zeugen und Gelehrte

(1)
Der Zeuge ist geeignet, tatsächliche und derische Vorgänge und Tatsachen zu be​weisen, die er selbst mit seinen fünf Sinnen wahrgenommen hat.

(2)
Der Zeuge ist ein nötiges Beweismittel. Der Zeuge ist zu vereidigen.

(3)
Der Zeuge darf von einer Aussage absehen, ohne wegen seines Schweigens Nach​teile durch das Ge​richt erwarten zu müssen, wenn er in verwandtschaftli​chen Banden des unmittelbaren Blutes oder eigenen Banden der Familie zum Angeklagten steht, und wenn mit seinem Beweis nicht der Prozeß steht und fällt.

(4)
Der Gelehrte ist geeignet, tatsächliche Vorgänge und Tatsachen zu beweisen, die er auf​grund seiner Gelahrtheit als wahr oder falsch erkennen kann. Das Gericht ent​scheidet, ob es den Betreffenden als gelehrt anerkennt.

(5)
Der Gelehrte ist ein nötiges Beweismittel. Der Gelehrte kann sich vereidigen las​sen.

(6)
Zeugen und Gelehrte können mit Gegenzeugen und Gegengelehrten widerlegt werden. 

§ 2
Urkunde 

(1)
Eine Urkunde ist eine für eine gewisse Dauer verkörperte Gedankenerklärung, die zum ge​genwärtigen Beweis im Rechtsverkehr geeignet ist, den Verfertiger erkennen läßt und mehr als das eigene Vor​handensein beweist.

(2)
Die Urkunde beweist die in ihr verkörperte Aussage. Sie beweist auch Aussagen, welche sich auf die Aussage der Urkunde beziehen.

(3)
Die Urkunde ist ein nötiger Beweis. 

(4)
Die Echtheit einer Urkunde kann mit einem Gelehrten angegriffen werden, alles sonstigen Fragen, die Urkunde betreffend, mit Zeugen oder Gegenurkun​den, wobei für letztere ent​scheiden ist, ob die Ge​genurkunde älter ist, soll ein älterer Rechtszu​stand, oder jünger ist, soll ein neuerer Rechtszustand bewiesen werden.

§ 3
Eide
(1)
Die Eidesformel lautet: „Hiermit schwöre ich auf den Raben (zusätzlich eine oder mehrere weitere Gottheit/en, so dies der Eidesleister wünscht), das Reich und das Recht, dass ich die Wahrheit ge​sprochen habe ohne Falsch und Fehl, ohne zu ver​schweigen oder zu entstel​len, was das Gericht hören muß!“ Stumme unterzeichnen eine entsprechende Erklärung oder geben nach Vortrag durch einen Ge​richtsdiener ihre Zustimmung.

(2)
Der Eid ist kein Beweismittel im engeren Sinne, insbesondere kann nicht die Frage nach Bestehen oder Nichtbestehen eines Anspruchs oder die Frage nach Schuld oder Unschuld selbst und eigentlich beeidet werden.

(3)
Die beeidete Aussage genießt bis zum Gegenbeweis das Vertrauen des Gerichts. 

§ 4
Zwölfgötterurteil und hochnotpeinliche Befragung
(1)
Das Zwölfgötterurteil kommt im ius criminalis nur in Betracht, wenn kein anderer Be​weis er​bracht wer​den kann und bisher auch kein Beweis die Schuld oder die Unschuld des Ange​klagten erbrachte. Es ist kein nötiger Beweis. Im ius civilis ist ein Zwölfgötterurteil nicht zu​lässig, weil unangemessen, da Götter sich wohl mit Schuld, nicht aber mit Schulden behel​ligt sehen wollen.

(2)
Als Zwölfgötterurteil zählt der Eintritt oder das Ausbleiben einer Sachlage oder Ent​wicklung, wenn dies nach gelehrter Meinung auf gar keinen oder nur im allerunwahr​scheinlichsten Fall mit den Ge​setzen der Natur zu erklären ist und die Anwendung von Zauberkunst aus​geschlossen werden kann, wenn der Angeklagte, und nur dieser, etwas unter Berufung auf diese Unnatürlichkeit beweisen will. Diese Unnatürlichkeit muß im natürlichen Lauf der Dinge sehr erhebliche Nachteile für das Wohl des An​geklagten mit sich bringen oder ein beachtliches Naturschauspiel zum Gegenstand haben.

(3)
Auch als Zwölfgötterurteil zählt der Zweikampf zwischen Ankläger und Anklage oder von diesen be​nannten Personen, sofern sie eine blutsverwandte oder besonders enge, anderweitige Be​ziehung und Bindung zu diesem Kämpfer nachweisen können. Der Zweikampf kann nur vom Angeklagten gefor​dert werden, der Ankläger muß zustim​men, das Gericht mit Blick auf Absatz 1 sowieso.

(4)
Die hochnotpeinliche Befragung ist der Einsatz von körperlicher Gewalt unter Zu​hilfenahme von dafür vorgesehenen Werkzeugen oder Instrumenten zur Hervorbrin​gung von Geständ​nissen und Aussagen, über den Zeitraum eines halben Mondes. Sie ist kein nötiger Be​weis und kommt ebenfalls nur in Betracht, wenn die Aussage zur Aufklärung eines Verbrechens mit allgemei​ner, physischer Ge​fahr dient und kein anderer Beweis mehr möglich er​scheint und bisher auch kein Beweis die Schuld oder die Unschuld des Angeklagten erbrachte. Sie ist nur gegen den Angeklagten zulässig.

(5)
Der hochnotpeinlichen Befragung muß ihre ausführliche Androhung (Territion) vorausge​hen. Ihr Aus​maß, ob viel, oft oder wenig, respektive hart oder linder, liegt im Ermessen des Richters. Sugge​stive Fragen sind nicht zulässig. Keine Beweise sind Geständnisse und Aussagen, die während der Befragung hervorgebracht werden, auch keine Bezeugung dieser durch Dritte oder Proto​kolle als Urkunden, sondern nur solche, die sich nach Abschluß einer Befra​gung ergeben. 

(6)
Sofern ein Geständnis abgelegt wurde, soll drei Tage nach der hochnotpeinli​chen Befragung der An​geklagte nochmals, außerhalb dieses Beweismittels, nach einer Bestätigung seines Geständnisses gefragt werden. 

(7)
Die hochnotpeinliche Befragung kann ein Gericht auf Antrag des Anklägers an​ordnen, alle Gerichte außer dem Krongericht und den Inquisitionstribunalen bedürfen dazu noch der Zu​stimmung des Krongerichts. 

(8)
Wird die hochnotpeinliche Befragung angeordnet, steht dem Angeklagten frei, ein Zwölfgötterurteil zu ver​langen, außer dem Zweikampf, welches, so es dem Angeklagten den günstigen Beweis erbringt, auch die Anordnung der hochnot​peinlichen Befragung aufhebt, andernfalls aber sogar als Beweis dessen gilt, was die hochnotpeinliche Befra​gung hätte beweisen sol​len. Das Gericht, welches die hochnot​peinliche Befragung an​ordnete, ist verpflichtet, das Zwölfgötterurteil zu gewähren.

(9)
Bei der Würdigung dieser Beweise ist das Gericht zu außerordentlicher Sorgfalt und Mä​ßigung verpflichtet, wenn der Beweis zu Lasten des Ange​klagten geht.

§ 5
Astralbeweis
(1)
Der Astralbeweis ist der Einsatz von Magie jedweder Natur, um eine Tat​sache oder einen Vorgang oder eine Behauptung zu beweisen oder zu überprü​fen.

(2)
Die astrale Beweisperson ist ein Sondergelehrter, der zu vereidigen ist.  

(3)
Der Beweis kann auf Antrag der astrale Beweisperson nur vor den Mitgliedern des Ge​richts er​bracht werden.

(4)
Der Astralbeweis ist kein nötiges Beweismittel.

§ 6
Augenschein
(1)
Der Beweis kraft Augenschein betrifft die Wahrnehmung und Besichtigung von Fahrnis, Tierzeug und Liegenschaft in ihrem Bestand, ihrer Veränderung und anderer, sich auf sie beziehender Vor​gänge. 

(2)
Der Augenscheinsbeweis ist ein nötiger Beweis.

§ 7
Geständnis, Anerkenntnis und andere Einlassungen
(1)
Im ius criminalis gilt das Geständnis des Angeklagten außerhalb des vorste​henden § 4 als Beweis des Gestandenen. Prozeßrecht Art. 3 Absatz 3 gilt umgekehrt, wenn der Angeklagte sein Geständnis wieder verlassen will. Art. 3 Abs. 3 Satz 2 bleibt hiervon berührt.

(2)
Dem entspricht hinsichtlich geltend gemachter Ansprüche oder sich darauf bezie​hender Ein​wendungen im civilen Streit das Anerkenntnis einer Partei. Prozeßrecht Art. 3 Absatz 2 gilt insofern nur einge​schränkt.

(3)
Andere Einlassungen des Angeklagten, vor allem Aussagen in der außerge​richtli​chen Un​tersuchung durch die Anklage oder das Gericht, oder solche, die er während des Verfahrens nicht als Zeuge ver​lauten läßt, sind erst nötiger Beweis, wenn sie beei​det werden. Insbe​sondere können Schriftstücke über solche Einlassungen nicht als Ur​kunde im Sinne des vorstehenden § 2, sondern nur als Ge​dächtnisunterstützung des Angeklagten verwendet werden, oder als Beweis, wenn der Angeklagte trotz der An​gaben des Schriftstückes er​klärt, sich nicht erinnern zu können, dann aber nicht als nö​tiger Beweis. 

(4)
Personen, die Einlassungen des Angeklagten oder andere mögliche Zeugen wäh​rend der Un​tersuchung durch die Anklage zur Kenntnis genommen haben, können als Zeugen hinsichtlich dieser Einlassungen vernommen werden, wenn der Angeklagte oder andere mögliche Zeugen während des Verfahrens sich auf den vorstehenden § 1 Absatz 3 berufen. Dieser Zeugenbe​weis ist nicht nötig, insbesondere hat das Gericht zu werten, inwieweit ein solcher Beweis obiges Verweigerungsrecht entwertet. 

Art. 4
Von der Anklage des ius criminalis

(1)
Das Gericht wird nicht ohne Anklage tätig, sofern dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.

(2)
Die Anklage kann von jedermann erhoben werden, gegen jedermann, sofern er auf dem glei​chen Hee​resschilde mindestens steht. Ist dem nicht so, kann das Gericht den unstandesge​mäßen Ankläger ent​weder auffordern, einen standes​gemäßen und be​reitwilligen Ankläger zu benennen oder es mag ihn auch für die Dauer des Prozesses auf den ebenbürtigen Heeres​schild erheben. 

(3)
Es steht jedem Gericht frei, einen öffentlichen Ankläger dauerhaft zu berufen. Für diesen gilt der vor​stehende Absatz nicht. 

(4)
Die Anklage umfaßt das beanstandete Geschehen, die wesentlichen Personen, die Beweis​angebote, eine rechtliche Würdigung und eine Strafforderung.

(5)
Das Gericht kann den Ankläger jederzeit auffordern, den Antrag genauer zu fassen oder zu ergänzen. Der Ankläger kann von einer Ergänzung nur Abstand nehmen, wenn er dem Ge​richt darzulegen ver​steht, dass er davon überzeugt ist, dass die Ergän​zung nicht sinnvoll oder ordnungsmäßig ist. 

(6)
Ab der ersten Verhandlung ist das Gericht zur Einschränkung, Erweiterung oder Ergänzung der An​klage jederzeit selbst befugt.

(7)
Die Inquisitionsräte nach Prozeßrecht Art 2 § 2 Absätze 3, 4 erheben und vertreten die Anklage. Das gleiche Recht besitzt der Großinquisitor oder, als Stellvertreter eines verhinderten  Großinquisi​tors, der Erste Rabendiener. 

(8)
Das Krongericht nach Prozeßrecht Art. 8 ist in den Fällen des Verdachtes 


1.
des Hochverrats (Teil 2 Art. 1 § 1)


2.
der Söldnerei (Teil 2 Art. 1 § 4)


3.
des Lehnsfrevels (Teil 2 Art. 1 § 5)


4.
des Geheimnisfrevels (Teil 2 Art. 1 § 7)


zum Erlaß einer Eilanordnung mit Anklagewirkung befugt, um den Prozeß zu sichern, vor allem, wenn ein Kronanwalt oder ein sonstiger Ankläger nicht unmittelbar zur Verfügung steht Nach Sicherung des Prozesses geht die Anklage an einen ordentlichen Ankläger über.

(9)
Gegen Angehörige sonderrechtsfähiger Völker, insbesondere der Mohas, Achaz und Zwerge, soll keine Anklage erhoben werden; nach Dingfestmachung soll eine Auslieferung an die jeweilige Volksgerichtsbarkeit erfolgen.

Art. 5
Von den Kosten

(1)
Die Kosten des civilen Verfahrens trägt derjenige, dessen Behauptungen, den Aus​gang des Pro​zesses be​treffend, sich als unwahr herausstellen. Sie gehören dem jeweiligen Gericht. 

(2)
In Sachen des ius criminalis trägt 


1.
vor den Lehnsgerichten das Lehen des jeweiligen Gerichtes,


2.
vor dem Reichsgericht die Krone,


3.
vor den Inquisitionstribunalen die Kirche die Kosten, sofern der Angeklagte freigesprochen wird. Sofern die Anklage von einer privaten Person geführt wird, ist diese zu belasten. Im Falle eines Schuldspruches wird der Verurteilte mit den Kosten belastet, im Falle, dass eigenes Hab und Gut nicht genüget, ganz oder teilweise die Blutsverwandten und der Gatte; die Familie des Gatten kann im Falle dessen Unvermögens zu den Kosten herangezogen werden, aber nicht über den Wert der Morgengabe des Bräutigams beziehungsweise den Wert der Mitgift der Braut hinaus. In criminalen Sache besteht eine Einstandspflicht aber nur des unmittelbaren örtlichen Oberherrn. Die Kosten gehören dem jeweiligen Gericht.

(3)
Sind civile Klagen oder Anklagen nur teilweise erfolgreich, gilt bezüglich der Ko​sten der Absatz 1 oder Absatz 2 unter Berücksichtigung einer entsprechenden Kostentei​lung.

(4)
Die Kosten berechnen sich in civilen Sachen nach einem Zehnt des Streitwer​tes. In crimi​nalen Sa​chen sind die Kosten ein Zehnt der höchsten Geldbuße, die im Falle der Schuld hätte verhängt werden können; damit sind auch die Kosten der Vollstreckung zu decken. 

Art. 6
Die Wirkung des Prozesses

(1)
Wer in einer Sache des ius criminalis angeklagt wird, gegen den erwächst der Strafan​spruch des Reiches oder der Kirche. 

(2)
Das Gericht ordnet während der Zeit der Anklage bis zum Urteilsspruch eine vor​läufige animadversio im Sinne des Teils 1 Art. 3 Absatz 3 des ius criminalis an. Den Verlust von Privilegien kann ein Gericht nur gegen Ange​klagte mindestens des gleichen Heeres​schildes verfügen; für Angeklagte höhe​rer Heeresschilde bedarf es der Bestätigung eines Gerichtes entsprechenden Heeresschildes, das hö​here Gericht wägt hierbei die Umstände selbständig ab. Inquisitionstribunale können den Verlust von Privilegien nur mit Billigung des Krongerichtes verhängen.

(3)
Bei Taten, die einen Strafausspruch nicht über dem des Unrechts eines Ver​gehens erwarten lassen, kann das Gericht zugestehen, den Entzug der Freiheit mit Zahlung ei​ner angemes​senen Bürgschaft in Höhe zwischen einem Mondes​ertrages und einem Sonnenertrages, zu erbringen beim jeweiligen Ge​richt, abzuwenden.

(4)
Bei Taten, die einen Strafausspruch ab dem Unrecht eines Verbrechens erwarten lassen, kann das Gericht zugestehen, den Entzug der Freiheit mit Berufung eines willi​gen Bürgen abzuwenden, der auf wenigstens dem gleichen Heeresschild wie der Ange​klagte stehen muß, und welcher die vollen Folgen des Spruches erträgt, sollte der An​geklagte sich dem Straf​anspruch entziehen.

(5)
Der Prozeß vor einem höheren Gericht suspendiert die Sprüche des niedrigeren Gerichts.

Art. 7
Von den Zwangsmitteln während des Prozesses
(1)
Das Gericht kann zur Aufrechterhaltung der Ordnung im Prozesse Maßnah​men nach ius criminalis Teil 1 Art. 3 Absätze 3 und 4 im billigen Ermessen verhängen, so ein Prozeß​be​teiligter sich der Ordnung des Prozesses widersetzt.

(2)
Das Gericht kann, um den Fortgang des Prozesses zu fördern, Beugegeld und so​wie oder Beugehaft im billigen Ermessen verhängen, so ein Prozeßbeteiligter seinen Pflichten zur Förderung des Prozes​ses nicht nachkommt.

(3)
Die Vollstreckung bestimmt sich nach den entsprechenden Vorschriften dieses Ge​setzes. 

Art. 8
Von dem Gericht der Krone

(1)
Das Gericht der Krone ist höchstes Gericht des Reiches in criminalen und civilen Sachen. Seine Gewalt rührt unvermittelt von der Krone her.

(2)
Das Gericht der Krone wird geführt vom Kronjustitiar. Er wird von der Krone be​nannt und entlas​sen, und ist in allen Fragen, dieses Gesetz betreffend, allein und un​übertragbar ihrem Urteil unter​worfen. Der Kronjustitiar ist Träger der Jurisdikti​ons-Gewalt der Krone.

(3)
Bei seiner Spruchtätigkeit gebührt dem Kronjustitiar der Rang des „Mer - Senet“, des zweitrangi​gen Hekáts; seine Anrede sei: „Ew. Hoheitliche Ehren“. Gleiches gilt bei offiziel​len Anlässen, insbe​sondere wenn er das Recht überwacht durch seine Anwesenheit in den Gerichten, Konventen und Gremien des Reiches, ferner, so er sich mit Rechtsauslegungen und rechtserheblichen Untersuchungen befaßt. Sofern die Krone ihr Begnadigungsrecht wahrnimmt, soll der Kronjustitiar gehört werden und seine Ansicht hierzu ist in der Begnadigungsurkunde zu dokumentieren.

(4)
Er dient als Rechtsgutachter der Krone, insbesondere im Kronrat, ohne indes hier Stimm​recht inne​zuhaben. Vorstehender Absatz gilt auch hierbei.

(5)
Dem Gericht der Krone gehören vier Beisitzer an. Diese werden vom Kron​justitiar ernannt und ent​lassen, und sind in allen Fragen, dieses Gesetz betreffend, allein seinem Urteil un​terworfen. Ihnen obliegt es, den Kronjustitiar bei der Urteilsfindung zu bera​ten. Ihr Votum ist für den Kronjustitiar nicht bindend; weicht er von diesem ab, wer​den die Sondervoten im Urteil benannt.

(6)
Urteile des Gerichts der Krone ergehen „Für Raben, Reich und Recht“. Danach folgt der Tenor der Entscheidung, danach die Gründe, danach die Sondervoten. 

(7)
Gegen Urteile des Krongerichts gibt es keinen Rechtsweg.

Art. 9
Seine Anrufung in 1ter Instanz

(1)
Das Gericht der Krone ist zwingend erstinstanzliches Gericht in der Fällen 

a) des ius criminalis im Falle

1.
des Hochverrats (Teil 2 Art. 1 § 1)

2.
der Söldnerei (Teil 2 Art. 1 § 4)

3.
des Lehnsfrevels (Teil 2 Art. 1 § 5)

4.
des Geheimnisfrevels (Teil 2 Art. 1 § 7)

b) des ius civilis im Falle

1.
von Streitwerten über 10000 Suvar

2.
von civilen Streitigkeiten zwischen voneinander unabhängigen Vasallen

3.
von Erb- und Familienangelegenheiten, die Herrschaften des Reiches betreffen

4.
von Streitigkeiten, die von der Wirtschaft mit Waffen und Kriegsgerät handeln.

(2)
Das Gericht ist befugt, Prozesse vor unteren Gerichten an sich zu ziehen, vorbe​haltlich des ius criminalis Teil 2 Art. 3.
Dies wird es in der Regel tun, wenn

1.
es eine Sache für grundsätzlich rechtlich bedeutend hält oder 

2.
eine einheitliche Rechtsprechung im Sinne des Prozeßrechts Art. 18 Absatz 1 ge​schaffen werden soll.

(3)
Die unteren Gerichte sind verpflichtet, Verfahren, die

1.
im ius criminalis über das Unrecht ab dem Verbrechen richten oder

2.
im ius civilis von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung für Handel, Straßen, Wege und Land​wirt​schaft sind oder

3.
im Instanzenzug befindlich sind, unabhängig vom Rechtsweg,

dem Gericht der Krone anzuzeigen, damit dieses gegebenenfalls über eine Pro​zeßer​greifung ent​scheiden mag, vorbehaltlich des ius criminalis Teil 2 Art. 3.

(4)
Das Krongericht kann angerufen werden, um einen Dispens von Strafverfolgung zu erwirken. Sofern kein Unrecht über dem des schweren Vergehens angeklagt wurde oder eine Verurteilung wegen eines höheren Unrechts nicht zu erwarten ist, kann das Krongericht dem insbesondere entsprechen, wenn

1.
der Angeklagte mit Brief und Siegel Gesandter oder Botschafter eines ausländischen Reiches ist

2.
der Angeklagte Anstammling eines sonderrechtsfähigen Volkes ist, namentlich Achaz, Moha oder Zwerg, und die Richter seines Volkes glaubhaft versichern, über die Tat nach ihren Gesetzen zu richten,

(5)
Das Krongericht soll einen Dispens erteilen, wenn die Krone festgestellt hat, dass von Strafverfolgung zum Schutze höchster Rechtsgüter abgesehen werden soll, wobei das Krongericht dagegen abzuwägen hat, ob schwerwiegende rechtliche Bedenken gegen einen Dispens bestehen.

Art. 10
Seine Anrufung in 2ter Instanz

(1)
Das Krongericht ist zweitinstanzliches Gericht, wenn sich die im Prozeß vor dem unteren Gerichte unterlegene Partei an es wendet, außer im Falle des ius criminalis Teil 2 Art. 3.


(2)
Eine Entscheidung des Krongerichts über die reine Annahme des Verfahrens fin​det statt, wenn

1.
im ius criminalis kein Strafmaß über dem der Verwerflichkeit (Teil 1 Art. 3 § 4) verhängt wurde,

2.
im ius civilis keine Güter über 150 Suvar im Streite waren,

3.
die unterlegene Partei, unabhängig vom Rechtsweg, dem Krongericht nicht mit Gründen rechtlicher Natur nahelegt, neu zu verhandeln.

(3)
Liegen Absatz 2 Nr. 1 bis 3 nicht vor, verhandelt das Krongericht unter neuer Beweiswür​digung und neuer rechtlicher Bewertung. Gründe rechtlicher Natur sind insbesondere

1.
der Verstoß des unteren Gerichts gegen Prozeßrecht Art. 19 Absatz 1,

2.
der Verstoß des unteren Gerichts gegen Prozeßrecht Art. 19 Absatz 4,

3.
der Verstoß des unteren Gerichts gegen Prozeßrecht Art. 2 Satz 3,

4.
der Verstoß des unteren Gerichts gegen Prozeßrecht Art. 9,

5.
der Verstoß des unteren Gerichts gegen Prozeßrecht Art. 3 und

6.
der Verstoß des unteren Gerichts gegen ius criminalis Teil 1 Art. 3 Absatz 5 bis 8,

7.
der Verstoß des unteren Gerichts gegen ius criminalis Teil 2 Art. 1 § 9 Absatz 5; bei Nr. 7 gilt Absatz 1 letzter Satzteil nicht.

(4)
Das Krongericht kann von der Verhandlung absehen und zu einer Bestätigung des unterin​stanzlichen Urteils gelangen, wenn es das angegriffene Urteil für offen​sichtlich zutreffend oder die Einwände gegen es für offensichtlich nichtssa​gend erach​tet.

Art. 11
Entsprechensklausel für die Vasallaturgerichte
Prozeßrecht Art. 10 gilt entsprechend für den Instanzenzug unter den Lehnsge​richten.

Art. 12
Wirkung von Rechtshängigkeit

(1)
Mit Klageerhebung im ius civilis entsteht für alle Parteien des Streites die Treue​pflicht, sich so zu verhalten, dass die geltend gemachten Ansprüche, ihre Rechtmäßig​keit unterstellt, nicht unmöglich werden, sich verschlechtern oder sonstwie nicht mit dem Urteilsspruche ge​währt werden können.

(2)
Entsprechend gilt dieses ab Zugang der Anklageschrift bei dem Gericht und dem Angeklag​ten im ius criminalis; der geschützte Anspruch ist der Strafan​spruch des Staa​tes.

Art. 13
Vollstreckung
(1)
Die Vollstreckung ist die Verwirklichung des geltend gemachten Anspruchs von Staates wegen mit Staatsgewalt.

(2)
Im ius criminalis ordnet das Gericht die Vollstreckung mit Urteilsspruch an; im ius civilis tut es dies nur auf Antrag der obsiegenden Partei.

(3)
Die civile Vollstreckung geht der criminalen vor.

(4)
Die Vollstreckung der Urteile des Krongerichts geht der Vollstreckung anders-gerichtlicher Urteile vor.

(5)
Alle Urteile der Inquisitionstribunale bedürfen zu ihrer Vollstreckbarkeit der Zustimmung des Groß​inquisitors.

Art. 14
Vollstreckungsding

(1)
Dieses Gesetz regelt die Dinge, in welche vollstreckt werden darf.

(2)
Es darf nur in die Dinge vollstreckt werden, die im folgenden benannt sind.

§ 1
Fahrnis, Tierzeug und Früchte
(1)
In Fahrnis, Viehzeug und Früchte wird durch ihre Beschlagnahme vollstreckt. Da​bei nimmt das jeweilige Vollstreckungsorgan das Ding an sich.

(2)
Das Vollstreckungsorgan sorgt dafür, dass das Beschlagnahmte zum Markte getra​gen und verkauft wird. 

(3)
Als criminale Vollstreckung wird der Erlös mit der Urteilsschuld verrechnet, die nach den Mondeser​trägen errechnet wird, die der Verurteilte bei einer üb​lichen Wirt​schaft erzielt. Bei Verwerflichkeiten wird zwischen einem und fünf Mon​deserträgen vollstreckt, bei Ver​gehen zwischen sechs und zehn, bei schweren Verge​hen zwischen elf und zweiundzwanzig, bei Verbrechen soll kon​fisziert werden, was da ist. Bei Leicht​sinn verringert sich die Schuld auf ein Drittel, bei grobem Leichtsinn um die Hälfte.

(4)
Als civile Vollstreckung richtet sich die Urteilsschuld nach der Höhe der er​stritte​nen Forde​rung des Gläubigers, der den Markterlös erhält. Ein Zehnt am Vollstrec​kungserlös steht dem Sprengel des jeweiligen Gerichtes zu.

(5)
Der civile Gläubiger kann beantragen, das Beschlagnahmte selbst zu Markte zu tra​gen oder zu be​halten. Er löst die Sache mit einem Zehnt des Marktwer​tes bei dem Vollstreckungs​organe aus.

§ 2
Liegenschaften
(1)
In Liegenschaften wird durch die Beschlagnahme von Grund und Boden sowie Hütten und Gebäuden, Teichen, Seen, Waldungen und sonstiger in dem be​schlag​nahmten Bereich be​findlichen Natur voll​streckt. Die Beschlagnahme ist vollzogen, wenn ein deutlich sichtbares Zeichen wie eine Fahne, Flagge oder ein Brand- oder Pfandsiegel auf der Liegenschaft für alle sichtbar angebracht wird.

(2)
Der Verurteilte hat diese Gebiete sofort unter Mitnahm seiner Blutsver​wandten und Gesponse und Untergebenen zu verlassen, wobei für Bluts​verwandte und Gatten das Gericht in criminalen Sachen eine Befreiung erklären kann.

(3)
Als criminale Vollstreckung wird der Sprengel des Gerichtes Eigentümer der Lie​genschaft, wie wenn er sie durch Vertrag erworben hätte. Er soll die Liegenschaft so bald als möglich marktüblich ver​kaufen.

(4)
Als civile Vollstreckung wird der Gläubiger Eigentümer der Liegenschaft, wie wenn er sie durch Vertrag erworben hätte. Ein Zehnt des Werts der Liegen​schaft steht dem Sprengel zu.

§ 3
Geld und sonstiges Ansprüche
(1)
Gegen Geld wird vollstreckt durch die Inbeschlagnahme von Münzen. 

(2)
Sonstige Ansprüche werden in der Vollstreckung so behandelt, dass derjenige, dem diese Ansprüche zugewiesen werden, nun aus dem Anspruch Gläubiger des Schuldners des Ver​urteilten wird.

(3)
Als criminale Vollstreckung wird die Summe oder der fällige Wert des An​spruchs mit der Urteils​schuld verrechnet, die sich wiederum nach den Mondes​erträgen er​rechnet, die der Verurteilte bei einer üblichen Wirtschaft erzielt. Bei Verwerflichkeiten wird zwischen einem und fünf Mondeserträgen vollstreckt, bei Vergehen zwischen sechs und zehn, bei schweren Vergehen zwischen elf und zweiund​zwanzig, bei Verbre​chen soll konfisziert werden, was da ist. Bei Leichtsinn verringert sich die Summe auf ein Drittel, bei grobem Leichtsinn um die Hälfte.

(4)
Als civile Vollstreckung richtet sich die Summe oder der fällige Wert des An​spruchs nach der er​strittenen Forderung. Ein Zehnt am Vollstreckungserlös steht dem Sprengel des je​weiligen Gerichtes zu.

§ 4
Privilegien
(1)
Privilegien sind Gegenstand der Vollstreckung, wenn das Gericht entscheidet, dass der Ver​urteilte öf​fentliche Ämter, Würden, Auszeichnungen, Orden oder Titel einfa​cher oder adeli​ger Art jedweden Ranges verliert und ab diesem Zeitpunkt keinerlei Vorteile mehr aus dem entsprechenden Privileg genießen soll.

(2)
Privilegien können dauerhaft oder auf Zeit aberkannt werden, ebenso kann die Fä​higkeit, gleiche, ähn​liche oder andere Privilegien zu erlangen aberkannt werden. 

(3)
Sofern ein öffentliches Amt aberkannt wird, benennt das Gericht bis zur dauerhaf​ten Neu​beamtung einen Vertreter, sofern nicht das Amt bereits einen Vertreter be​sitzt. Sofern ein Adelstitel aberkannt wird, tritt der unmittelbare Lehnsherr in eine kommissarische Stellung ein, bis ein neuer Vasall belehnt worden ist. Über die Dauer des Prozesses hinaus kann einen Adelsrang nur das Gericht der Krone entziehen.

(4)
Der Verlust von Privilegien trifft den Verurteilten wie seine Blutsverwand​ten oder Gatten gleichermaßen.

(5)
Art. 6 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(6)
Als Privileg ist ebenfalls der Status eines Angehörigen der Schwarzen Armee zu verstehen.

§ 5
Freiheit
(1)
Gegen die Freiheit des einzelnen wird durch Verbringung in die Kerkerhaft voll​streckt. Das Gericht ordnet Art, Umfang und Ort der Kerkerhaft an.

(2)
Der Art nach kann die Kerkerhaft verschärft werden durch die Unterbringung in Einsamkeit oder durch die Deportation außerhalb des Festlandes (Verbannung).

(3)
Dem Umfang nach soll zwischen einem Mond bis zu fünf Son​nenläufen für Verge​hen zwi​schen leich​tem und höherem Unrecht verhängt werden, für schwere Vergehen zwischen fünf und zehn Sonnenläu​fen, für Verbrechen soll der Ver​urteilte niemals mehr die Freiheit wie​dererlangen.

(4)
Dem Eingekerkerten stehen Wasser und Brot zu. Es steht im Ermessen des jeweili​gen Vollstreckungsorgans, die Kost abwechslungsreicher und nahrhafter zu gestalten; an hohen Feiertagen des Reiches oder des Glaubens des Einge​kerkerten sollte so auch verfahren werden. 

(5)
Der Eingekerkerte darf im Monde einen Brief empfangen, alle zwei Monde einen Bluts​verwandten oder einen Gatten oder seinen Fürsprecher sehen und mit ihm sprechen, mehr denn aber nicht, andere Personen dürfen alle drei Monde zu ihm ge​langen. Für die Dauer einer Anordnung nach Ab​satz 2 gilt dies nicht.

(6)
Das Gericht kann anordnen, das der Eingekerkerte zu Arbeiten an Gebäuden und Hütten, auf Schif​fen, in Bergwerken, auf Feldern, in Wäldern oder Torfmooren sowie in Einrich​tungen der Handwer​ker oder in Schreibstuben zwangsweise eingesetzt wird. Die Zwangsar​beit soll nicht dazu dienen, die Gesundheit des Eingekerkerten anders zu benachteiligen, als wie wenn er diese Arbeit in Freiheit erledigte. Der Erlös seiner Ar​beit steht dem Sprengel des jeweiligen Gerichtes zu. 

(7)
Als Schuldturmvollstreckung ist die Freiheitsvollstreckung auch civile Vollstreckung; in diesem Fall ist regelmäßig auf Zwangsarbeit zu erkennen, der Erlös steht hälf​tig zur Be​gleichung der Schuld dem Gläubiger zu. Die Schuld dient demgemäß auch zur Bemessung der Dauer des Schuldturms.

(8)
Diese Vorschriften sind entsprechend auf die Behandlung von Kriegsgefangenen anzuwenden.

§ 6
Leib
(1)
Gegen den Leib auf Dauer wird vollstreckt, wenn Gliedmaßen vom Körper dauer​haft abge​trennt wer​den. Der Umfang der Vollstreckung ist genau vom Gericht zu be​zeichnen, die Art der Vollstreckung obliegt dem jeweiligen Voll​streckungsorgan; indes kann das Gericht eine Art der Vollstreckung an​ordnen, die nach dem allgemeinen Empfinden als abschreckend an​gesehen wird, so die Tat im Gesetz als schwer bezeich​net wird.

(2)
Grundsätzlich spiegelt die Vollstreckung des Leibes auf Dauer das jeweilige geahn​dete Un​recht im übertragenen Sinne wieder. 

(3)
Gegen den Leib auf Frist wird durch Zufügung eines nicht unerheblichen, vor​übergehenden körperlichen Übels vollstreckt. Das Gericht muß Art und Umfang der Vollstreckung be​zeichnen; das Gericht kann eine öffentliche Vollstreckung an​ordnen.

(4)
Derjenige, in dessen Leib vollstreckt wird, hat Anspruch auf eine angemessene Heilkunst, um Schäden über die Vollstreckung hinaus abzuwenden.

(5)
Die Leibesvollstreckung ist eine ausschließlich criminale Vollstreckung.

§ 7
Leben
(1)
Die Vollstreckung gegen das Leben tötet den Verurteilten. Das Gericht muß die Frage nach der Art und nach der Öffentlichkeit der Vollstreckung beant​worten. 

(2)
Das Gericht kann eine Art der öffentlichen Vollstreckung anordnen, die nach dem allgemei​nen Empfinden als abschreckend angesehen wird, so die Tat im Gesetz als schwer bezeichnet wird.

(3)
Die Lebensvollstreckung ist eine ausschließlich criminale Vollstreckung. 

(4)
Die Rechtmäßigkeit der Anordnung einer Lebensvollstreckung bedarf der Bestätigung des Kronge​richtes.

(5)
 Die letztliche Behandlung der Toten obliegt dem Boronsarm der Staatskirche; im Falle, der Tote einer Irrlehre anhing, soll das Begräbnis unter Ausschluss aller Öffentlichkeit, überwacht durch den Boronsarm, vonstatten gehen. Diese Vorschrift gilt entsprechend für Kriegsopfer.

§ 8
Buße
(1)
Mit der Auferlegung einer Buße wird derjenige, welcher einer solchen unterworfen wird, dazu ver​pflichtet, durch Bußleistung seine völlige Rückkehr zur göttlichen Ordnung des kemischen Ritus zu bekunden, oder, im Falle der Anhängerschaft zu einer Irrlehre, seine Versöhnung mit der göttlichen Ordnung kemischen Ritus’ zu erlangen.

(2)
Art und Umfang der Buße, auch die Frage, ob sie öffentlich geschehen soll, entscheidet der jeweilige Inquisitionsrat.

Art. 15
Vollstreckungsorgane


Die Vollstreckungsorgane des jeweiligen Sprengels sind den Gerichten des jewei​ligen Spren​gels unter​geordnet und führen deren Anweisungen zur Vollstrec​kung aus. 

§ 1
Semau
(1)
Der Semau und die von ihm in Lehen oder Reich eingesetzten Helfer sind für die Voll​streckung gegen das Leben zuständig.

(2)
Gleiches gilt für die Vollstreckung gegen den Leib auf Dauer.

§ 2
Inquisitionstribunal
Die Inquisitionstribunale vollstrecken die Bußstrafe.

§ 3
Reichszehntprüfer
(1)
Der Reichszehntprüfer und die von ihm in Lehen oder Reich eingesetzten Helfer vollstrecken in Fahr​nis, Viehzeug, Früchte, Liegenschaften, Geld und sonstige Ansprü​che.

(2)
Dem Reichszehntprüfer oder seinen Helfern obliegt die wirtschaftliche Über​wa​chung der Zwangsarbeit nach Prozeßrecht Art. 14 § 5 Absätze 6 und 7.Er ist im Hinblick auf eine ertragreiche Wirtschaft den Kerkermeistern gegenüber weisungsbe​fugt.

§ 4
Kerkermeister
Die Kerkermeister des Reiches oder der Lehen und ihre Gehilfen sind für die Voll​streckung in Freiheit oder Leib auf Frist zuständig, ebenso für die tatsächliche Überwa​chung der Zwangsar​beit nach Prozeßrecht Art. 14 § 5 Absätze 6 und 7.

§ 5
Krongerichtsbanner des KKAB
(1)
In den Reichsgerichtseinheiten Mer’imen, Terkum, Tárethon, Djunizes, Ordo​reum, Reichs​mark Támenev Ost und Támenev West sowie zur See stehen dem Krongericht auf Anfor​derung Spe​zialeinheiten des KKAB als dem Gericht unterstellte Vollstreckungsorgane zur Verfügung. 

(2)
Der Marschall des KKAB ist zugleich Militärbeisitzer, der den vom Kron​gericht angefor​derten Kontingenten vorsteht. Der Militär​beisitzer ist nicht in die Beratungen bei den Urteilen einbezogen, sondern berät den Kronjustitiar in Fragen der Reichsvollstreckung zu Land beziehungsweise zur See. Er bleibt den Entscheidungen des Krongerichts unterworfen. Er leistet einen Treueid auf das Kronge​richt.

(3)
Im Wege der Gerichtsbeihilfe können untere Gerichte beim Krongericht um Un​terstützung durch die Krongerichtsbanner des KKAB nachsuchen.
Art. 16
Einspruch gegen Vollstreckung
(1)
Gegen die Vollstreckung kann beim Gericht eines höheren Heeresschildes Ein​spruch einge​legt werden.

(2)
Dieser Einspruch gilt als eingelegt und hemmt die Vollstreckung, nicht aber ihre Sicherung, wenn derjenige, zu dessen Ungunsten ein Urteil gefällt wurde, sich gegen das Urteil selbst an ein höheres Gericht wendet. Dies muß der Beungünstigte späte​stens und begründet in​nerhalb eines Mondes ab Verkün​digung des UrTeils 1n die Wege geleitet haben.

(3)
Gegen die civile Vollstreckung selbst, wenn nicht zugleich das Urteil vor höheren Ge​richten angefoch​ten werden kann, sei es, weil die Frist verstrichen ist, die letzte oder die einzige maßgebliche Instanz bereits erreicht gewesen ist, kann sich gewandt werden vor dem höheren Gericht, bei Summen über 10000 Suvar auf jeden Fall vor dem Krongericht, nicht jedoch mit dem Vortrag, dass das Urteil un​gerecht sei aufgrund von Tatsachen, die bei Urteilsver​kündung bereits vorlagen, denn hierzu bestand bereits Gelegenheit. 

(4)
Im Falle neuer Tatsachen entscheidet das Krongericht nicht selbst, sondern gebie​tet dem Gericht, welches den Urteilsspruch gefällt hat, das Urteil unter Berücksichti​gung dieser Tatsachen neu zu be​denken.

(5)
Wird sich gegen die Art und Weise der Vollstreckung gewandt, so kann das ange​rufene Gericht zu einer eigenen Ansicht über die angemessene Vollstreckung gelangen und diese anordnen.

(6)
Diese Rechte stehen auch dem criminalen und civilen Kläger zu, wenn das Urteil unter dem Gefor​derten bleibt.

Art. 17
Von der Acht 

(1)
Wer in die Acht (proscriptio) getan ist, verliert persönlich jedwede Ehren, Wür​den und Vorrechte, ebenso seine Freiheit für die Dauer der Acht. Der Gatte gilt als verwit​wet, die Abkömmlinge als verwaist. Er soll nicht beherbergt, ernährt oder sonstwie unter​stützt werden; von dem Hausungs​verbot kann das Krongericht bestimm​ten Personen, na​mentlich Blutsverwandten und Gastwirten, Befreiung erteilen, außer in den Fällen des Ius criminalis Teil 2 Art. 1 §§ 1, 2, 3, 4, 8 und Art. 3.

(2)
Wer in die Acht getan ist, ist rechtlos im civilen Sinne, insbesondere ist er unfähig, Rich​ter, Beisit​zer, Zeuge oder Fürsprecher zu sein. Seine Anträge gelten in der Regel als un​zulässig, seine Eide als unwirksam. Vom civilen Rechte ist er ausgeschlossen, ins​besondere vom Abschluß von Verträgen, vom Erben oder Vererben.

(3)
Bei Ausspruch der Acht kann das Gericht kann die Fronung anordnen. Damit fällt alles Eigentum des Geächteten an die Krone, wobei die Erben des Geächteten binnen der Mon​desfrist berechtigt sind, die Liegenschaften heraus​zufordern. Die Lehen fallen zurück an die Krone Kemis. Untere Lehen ver​blei​ben bei den Belehnten, unmit​telbare Lehnsherrschaft erlangt die Krone.

(4)
Das Gericht kann die Wüstung anordnen. Damit werden die fest mit dem Grund der Lie​genschaft verbundenen Dinglichkeiten des Geächteten zerstört. Sofern diese

1.
innerhalb der Mauern oder unmittelbaren Grenzen einer Stadt oder

2.
von bedeutendem Wert oder Ansehen oder allgemeinem Nutzen sind 

genügt die Anordnung eines Wüstzeichens, namentlich der Zerstörung des Giebels, des Abdecken des Daches oder der Zerschlagung des Ofens.

(5)
Die Acht mit den oben bezeichneten Folgen wird für das Gebiet der jeweiligen örtlichen Ge​richtszu​ständigkeit verhängt. Nur das Krongericht kann die Acht für das gesamte Reichs​gebiet, die Reich​s​acht (proscriptio regis), verhängen.

(6)
Die Acht kann in civilen Verfahren gegen die säumige Gegenpartei beantragt wer​den.

Art. 18
Vom Kirchenbann

(1)
Mit dem Kleinen Kirchenbann (excommunicatio minor) wird der Gebannte aus der Gemeinschaft der Gläubigen der Alleinseligmachenden Boron- und Staatskirche ausgeschlossen. Der Zugang zu Tempeln oder geheiligten Orten wird ihm verwehrt, ebenso der Besitz und die Anbetung geweihter oder Kultgegenstände. Die Sakramente des kemischen Ritus sind ihm zu verweigern, mit Ausnahme des Sterbesakramentes nebst der Bestattung.

(2)
Die excommunicatio minor kann nur jener Inquisitionsrat aufheben, welcher sie auch verhängte; jedoch haben gleiches Recht, unabhängig vom Bannakte, der Großinquisitor respectibe der Ersten Rabendiener. Die Suspendierung des kleinen Kirchenbannes, ob oder ob nicht, liegt im Ermessen des nach Satz 1 jeweils Zuständigen; sie soll aber insbesondere gewährt werden, wenn vom Inquisitionsrat bestimmte Bußstrafen vollstreckt worden sind.

(3)
Der jeweilige Inquisitionsrat kann beim örtlich zuständigen weltlichen Gericht des Sprengels die Verhängung der Bezirksacht nach Prozeßrecht Art. 17 Absatz 5 Satz 1 beantragen, das Gericht soll, unter Bestimmung des Umfangs der Acht, dem nachkommen. Gegen die abschlägige Achtentscheidung des Lehnsgerichtes kann der betroffene Inquisitionsrat beim Krongericht Beschwerde führen. Mit der Aufhe​bung des Kleinen Kirchenbannes muß die Acht auch aufgehoben werden, es sei denn, sie wurde auch aus anderen Gründen als dem Kirchenbann verhängt.

(5)
Mit dem Großen Kirchenbann (excommunicatio major) wird der Gebannte vom Heil des kemischen Ritus’ ausgeschlossen. Es gelten die Wirkungen des Kleinen Kirchenbannes, indes werden demjeni​gen, der in den Großen Kirchenbann getan ist, auch die Sterbesakramente und die Bestattung ver​wehrt, sein Leichnam ist in schandbarer Weise zu vernichten. 

(6)
Die excommunicatio major kann nur vom Ersten Rabendiener verhängt werden. Sie ist nicht aufzu​heben. 

(7)
Der Erste Rabendiener kann beim Krongericht die Verhängung der Reichsacht nach Prozeßrecht Art. 17 Abs. 5 Satz 2 beantragen. Das Krongericht soll, unter Bestimmung des Umfanges der Reichs​acht, dem entsprechen.

(8)
Gegen einen Kirchenbann kann der Gebannte ein Zwölfgötterurteil nach Prozeßrecht Art. 3 § 4 Abs. 2 verlangen. Aus dem Großen Kirchenbann befreit ihn jedoch nur ein Boronsurteil. 
Art. 19
Legislativklausel
(1)
Die Entscheidungen des Gerichts der Krone bindet die anderen Gerichte bezüg​lich des jewei​ligen Ge​richtsstreits, dass kein anderes Gericht den Spruch des Gerichts der Krone ändern, aufheben oder ergänzen soll, und bezüglich der Auslegung der im Streit befindlich gewesenen Normen.

(2)
Das Krongericht kann im Urteilsspruch dieses Gesetz, vorbehaltlich des ius crimi​nalis Teil 2 Art. 3, einschränken, erweitern und ändern. Es muß die betroffene Rechtsnorm aus​drück​lich nennen und die legislative Maßnahme begrün​den. Kein an​deres Gericht ist hierzu befugt.

(3)
Sofern eine neue Rechtsnorm geschaffen wird, muß das Krongericht seine Über​zeugung von der Erforderlichkeit und Gebotenheit der Norm darlegen. 

Art. 20
Auslegungsklausel
(1)
Anträge legt nach Gericht im Sinne des Antrages aus. 

(2)
In civilistischen Sachen darf das Gericht dabei nicht über den erkennbaren Sinn des An​trages hinausgehen, noch darf es im Urteil mehr gewähren als tatsächlich bean​tragt wurde. In criminalen Sachen ist das Gericht in der Auslegung des Antrages inso​weit frei.

(3)
Insbesondere steht es in seiner Entscheidung, ob es einen Antrag für ausrei​chend hält, um das Verfahren zu eröffnen. In der Regel wird es den Antrag für unzulässig halten, wenn

1.
eine Verletzung dieses Gesetzes oder ein Anspruch aufgrund dieses Gesetzes unter keinen Umständen für rechtlich gegeben sein wird

2.
der Antrag in einer Sache erfolgt, welche bereits rechtskräftig entschieden ist und der Antrag darauf abzielt, den Spruch des Gerichts ändern zu lassen.

(4)
Unbeschadet des Absatzes 3 soll das Gericht dennoch eröffnen, wenn 

1.
es die Sache für grundsätzlich rechtlich bedeutsam hält, 

2.
aufgrund einer dauerhaft angelegten Änderung seiner Rechtsprechung oder eines entgegen​stehenden Ausspruchs höherer Gerichtsgewalt 

3.
 aufgrund der erheblichen Änderung der Lebensumstände, auf welche der Spruch gründete oder 

4.
aufgrund des Neubekanntwerdens von Tatsachen, die, so sie bei Urteilsfindung be​kannt ge​wesen wären, die Entscheidungsfindung maßgeblich und anders beeinflußt hätten

der Ausgangsspruch zumindest nicht unbegründet aufrechterhalten werden könnte.

Art. 21
Abschlußklausel


Mit Erlaß dieses Gesetzes treten andere Regelungen, die von diesem Gesetze abwei​chen, außer Kraft.
VON DEM IUS CRIMINALIS
Teil 1 Allgemeines

Art. 1
Geltungsbereich
(1)
Dieses Gesetz gilt für Mann und Frau und für Kinder und Personenvereini​gungen und Gemeinschaf​ten des täglichen Zusammenlebens jedweden Standes, jedweder Her​kunft, jedweder Staatszugehörig​keit und anderen Rechtes, soweit die​ses Gesetz keine Ausnahme bestimmt. 

(2)
Es gilt auf dem Gebiet des Königreichs Kemi und aller assoziierten Territo​rien; ebenso auf den Hoheitsgewässern des Reiches. Es gilt für alle Taten, die ihre Auswir​kung im König​reich Kemi und den assoziierten Territorien haben; ebenso, was die Hoheitsge​wässer anbe​langt. 

(3)
Ius Criminalis Teil 2 Art. 5 gilt nur für Angehörige der Bestände der Schwarzen Armee und ordentliche Unterworfene unter deren Befehlsstructur (Soldaten).

Art. 2
Von Vorsatz und Leichtsinn
(1)
Vorsatz zu einer Tat hat, wer weiß, dass eine bestimmte Handlung einen bestimm​ten mißbil​ligten Erfolg mit sich bringt und diesen Erfolg auch will. Dem steht gleich, wenn er nur um den Erfolg einer Handlung als Möglichkeit weiß, aber dem Erfolg letztlich doch billigend entge​gensieht, ohne ihn eigentlich unmittelbar zu wollen.

(2)
Leichtsinnig ist, wer sich so verhält, dass jeder Vernunftbegabte den bösen Erfolg absehen konnte, und so jenen herbeiführt. Grob leichtsinnig ist, wenn er den Er​folg selbst abzusehen vermochte, aber darauf vertraute, dass er ausbliebe, ohne dass dafür eine genügende Gewähr bestand.

Art. 3
Von den Strafen
(1)
Die Strafen sollen den Taten angemessen verhängt werden. 

(2)
Als Verbrechen bezeichnete Taten stehen in der Kraft des Unrechts obenan; ge​gen sie soll mit Leib gerichtet werden und als auch oder mit Leib auf Dauer (supplicium maior). Ist das Ver​brechen noch als besonders schwer bezeichnet, ist öf​fentlich auf Leib zu richten in einer Weise, die nach dem allge​meinen Empfinden als abschreckend angesehen wird (poena praeven​tionis).

(3)
Als Vergehen bezeichnete Taten sind schwächer im Unrecht; gegen sie soll gerich​tet werden mit Ver​lust von Privilegien und als auch oder mit Verlust der Freiheit (animadversio). Prozessrecht Art. 14 § 4 Abs. 6 bezeichnet den unehrenhaften Ausschluß. Ist das Vergehen als schwer bezeichnet, ist der Mindestverlust der Freiheit nicht unter fünf Sonnenläufen.

(4)
Als Verwerflichkeiten bezeichnete Taten verwirklichen das geringste Unrecht, ohne dabei strafunwürdig zu sein; gegen sie soll gerichtet werden mit Konfis​kation des Eigentums an Fahrnis, Tierzeug, Lie​genschaften, sonstigem Vermögen, was meint Geld respective An​sprüchen civilisti​scher Art (multa) und als auch oder mit Leib zur Frist (supplicium minor).

(5)
Die Buße ist eine Strafe, die nach Ermessen des Gerichtes zu jedem Unrecht verhängt werden kann, Art und Umfang des Unrechts aber entsprechen muß.

(6)
Auf Taten stärkeren Unrechts können auch ersatzweise oder zusätzlich Strafen, die für schwächeres Unrecht gefordert werden, geurteilt werden; nicht jedoch umge​kehrt.

(7)
Die Acht (proscriptio) kann ausgesprochen werden sowohl als Strafe für Verbre​chen und Vergehen, als auch zur Entrechtung derjenigen, die sich irgendeiner Strafe entzie​hen, als auch zur dauerhaften Sicherung einer Strafe oder zur Sicherung des Strafanspruch des Staates (contumacia). Gleiches gilt für den Kirchenbann, wobei ein Großer Kirchenbann nicht zur contumacia ausgesprochen werden darf, da wegen Verstoß gegen irdische Termine nicht die elende Ewigkeit verhängt werden mag.

(8)
Die Strafe für eine bestimmte Tat soll auf das Maß einer Strafe für schwächeres Un​recht herabge​setzt werden, wenn der Täter das Versuchssta​dium nicht über​schrit​ten hat oder wenn er nur Teilneh​mer gewesen ist; das Gericht hat zu ent​scheiden, ob die criminale Energie der Vollstraftat vorlag.

(9)
Wer leichtsinnig handelt, ist immer ein Strafmaß tiefer zu verurteilen, als eigent​lich der Tat zuge​messen wird. Grober Leichtsinn soll dadurch geurteilt werden, dass alle auf der niedrige​ren Stufe stehenden Strafen verhängt werden; zumindest aber Leib auf Frist. 

(10)
Für Leichtsinn und groben Leichtsinn scheidet die Acht als eigene Strafe aus. Gleiches gilt für einen Kirchenbann.

Art. 4
Von den Irrtümern und der Schuldunfähigkeit
(1)
Wer bei Begehung einer Tat nicht Kenntnis davon hatte, dass er dabei de facto ei​nen Tatbe​stand ver​wirklicht, hat keinen Vorsatz. Unberührt bleibt eine Strafbar​keit wegen Leichtsin​nes. 

(2)
Wer bei Begehung einer Tat nicht wußte, dass er dabei de jure einen Tatbe​stand verwirk​licht, hat keinen Vorsatz, wenn es für ihn unmöglich war, zu wissen, dass sein Handeln von Gesetz wegen ver​urteilt werden wird. Andern​falls soll das Unrecht als einfach gemildert angesehen werden.

(3)
Wer meint, sein Handeln sei gerechtfertigt, soll nur wegen Leichtfertigkeit verur​teilt wer​den, wenn ihm nicht erkennbar gewesen ist, dass die Rechtferti​gung eigentlich nicht bestand. 

(4)
Wer sich in einem Zustand befunden hat, der die freie Willensentschließung beein​trächtigt hat, insbe​sondere durch Einnahme von berauschenden Mitteln, soll nach ei​nem schwächeren, zumindest einfach gemilderten Unrecht geurteilt werden.

(5)
Wer sich in einem Zustand befunden hat, wo die freie Willensentschließung ausge​schlossen gewesen ist, soll straffrei bleiben, wobei civilistische Ansprüche unbe​rührt bleiben.

(6)
Wer sich in einen Zustand der beeinträchtigten oder ausgeschlossenen freien Wil​lensent​schließung versetzt hat, um eine Tat zu begehen und somit der Strafmaßmil​de​rung teilhaftig zu werden, soll im Gegenteil bestraft werden für die letzte freie, für den Erfolg ursächliche Handlung, welche unmittelbar die Schuldunfähigkeit herbeiführte. Wer sich schuldunfähig oder vermindert schuldunfähig machte und dabei leichtsinnig war im Hinblick auf die Tat, soll als insgesamt leichtsinnig ver​urteilt werden. 

(7)
Wer sich vorsätzlich oder leichtfertig berauscht, hat ein Unrecht von Verwerf​lichkeit bis zum  Verge​hen begangen, wenn er in diesem Zustand eine rechts​widrige Tat im Sinne des Be​sonderen Teiles dieses Gesetzes begeht und ihretwe​gen nicht bestraft werden kann, weil er infolge des Rausches schuldunfähig im Sinne des Allgemeinen Teils dieses Gesetzes war (Rauschtat). Die Strafe darf nicht schwerer sein, als die Strafe, die für die im Rausch begangene Tat angedroht ist.

(8)
Wer durch seine geistige Neigung einem Dämonen die körperliche oder geistige Übernahme ermög​licht, insbesondere durch dämonologische Betätigung oder schwere Vernachlässigung der gebotenen rituellen Handlungen, (Proclivitatsbesessenheit), und besessen eine rechtswidrige Tat des Besonderen Teils dieses Gesetzes begeht, soll sich nicht auf eine beeinträchtigte oder ausgeschlossene freie Wil​lensentscheidung berufen können. 

Art. 5
Von dem strafwürdigen Nichtstun

Derjenige ist auch strafwürdig, der eine Tat durch Nichtstun begeht; das heißt, dass er ver​pflichtet war, den Erfolg, der das Gesetz verletzt, zu hindern, weil er eine Gefahr geschaffen hatte, die sich dann ver​wirklichte oder weil er durch Ver​trag, Gesetz oder Sitte dazu gehal​ten war, den Erfolg zu vereiteln. 

Art. 6
Von Täterschaft und Teilnahme
(1)
So ist sicher Täter, wer die Tat selbst und eigenhändig verübt.

(2)
Doch auch wer einen anderen durch überlegenes Wissen und Wollen so be​herrscht, dass die​ser die Tat begeht, die der Herrschende im Vorsatz trug, gilt als Tä​ter, auch wenn er selbst nichts tat, als die Tatherrschaft zu erlangen.  Alles, was das Werkzeug begeht, um der Tat zu genügen, soll auf den Tat​herrscher fallen vor dem Gesetz.

(3)
Und auch wer sich mit anderen nach einem gemeinsamen Plan verbündet, eine Tat zu bege​hen, gilt als Täter der ganzen Tat, und alles, was die anderen tun, um dem Plan zu genü​gen, soll auf ihn fallen, wie auf die anderen auch.

(4)
Wer nun einen anderen von der Tat überzeugt, sie zu begehen, und der andere aus freien Stücken los​zieht, sich am Gesetz zu vergehen, hat angestiftet und nimmt soweit an der ei​gentlich Tat teil, dass er gleich dem Angestifteten zu bestrafen ist.

(5)
Wer einen anderen unterstützt, durch Rat oder Tat, und dadurch den Geset​zes​bruch erst er​möglicht oder erleichtert, nimmt beihelfend an der Tat teil; auch da​durch, dass er einem Täter beihilfet, sich der Strafverfolgung zu entziehen, denn er si​chert so die Früchte der bösen Tat.

Art. 7
Von dem Versuche einer Tat
(1)
Wer eine Tat versucht, hat den Willen zum Gesetzesbruch hinreichend bewie​sen; er soll gleich dem bestraft werden, welcher die Tat vollendet hat. Taten, wo bereits das bloße Un​terneh​men ausreicht, um strafwürdig zu werden, haben demgemäß kei​nen Versuch.

(2)
Versucht hat die Tat, wer den Vorsatz gefaßt und unmittelbar zur Vollendung an​gesetzt hat, was soviel heißt, dass er alles getan hat, was nach seinem Vor​satz den Er​folg hätte herbei​führen müssen.

(3)
Bei Tatverbündeten reicht der Versuch eines einzelnen aus, um alle anderen als Versu​chende anzu​sehen.

(4)Der Täter kraft Tatherrschaft setzt an, wenn das Werkzeug sich zur Vollen​dung aufgemacht hat, und der Täter meinen durfte, dass nun ohne weiteres Zutun sich das Delikt vollzieht; auf jeden Fall aber, wenn das Werkzeug unmittelbar ansetzt.

(5)
Dasselbe gelte für den, welcher anstiftet, und für den, der beihilft, als Anstif​tung zum Ver​suche oder als Beihilfe zum Versuche.

(6)
Die versuchte Anstiftung, bei welcher der Anzustiftende sich nicht vom Anstifter überzeugen läßt, ist verurteilenswert; auch, wenn die Anstiftung scheitert, weil der Tä​ter bereits selbst den Tatentschluß gefaßt hatte und nicht mehr zu etwas über​zeugt werden konnte, was er selbst bereits begehrte; anders als die versuchte Bei​hilfe, die harmlos bleibt, außer, wenn sie der Sicherung der Früchte der bösen Tat dienen soll.

(7)
Ist die Tat unvollendet geblieben, weil der Versuchende die Kehrtwende zum Ge​setze so voll​zieht, dass er die Vollendung hindert oder im letzten Momente vor ihr zu​rückschreckt, so soll der Reuige nicht bestraft werden. Sind aber mehrere an einer Tat beteiligt, reicht das bloße Zurückschrecken nicht, vielmehr muß der mögliche Reuige seinen Verbündeten gleich​sam in den Arm fallen, um zu hindern, was dem Ge​setz wi​derspricht.

Art. 8
Von der Rechtfertigung und der Entschuldigung
(1)
Wer gerechtfertigt ist, ist straffrei.

(2)
Wer entschuldigt ist, ist straffrei.

(3)
Wer eine Tat begeht, um von sich oder einem anderen einen gegenwärtigen, an​dauernden oder unmit​telbar bevorstehenden unmittelbaren Angriff, der eine Tat im Sinne des Gesetzes und nicht selbst gerechtfertigt ist, abwehrt, ist dann gerechtfertigt, wenn die eigene Tat hierzu geeignet und erforderlich und angemes​sen ist. Erforderlich ist die Tat, wenn kein an​deres, gleich geeignetes Mittel außer der Flucht bereit war, den Angriff abzuwehren; es sei denn, der Angriff ist die für jeden absehbare Folge ei​nes Verhaltens des Sich Wehren​den gewesen, dann soll er zunächst fliehen. Angemes​sen ist die Tat, wenn das verteidigte Rechtsgut nicht sehr viel weniger wert ist als das Beeinträchtigte des An​greifers.

(4)
Gerechtfertigt ist auch, wer eine Tat im Sinne dieses Gesetzes begeht, vorbe​halt​lich des ius criminalis Teils 2 Art. 2 §§ 1, 2, um einen Geächteten zu ergreifen oder an der Flucht zu hindern.

(5)
Entschuldigt ist, wer eine nicht anders abzuwehrende Gefahr, die anders als der Angriff nicht gegen​wärtig, andauernd oder unmittelbar bevorstehend zu sein braucht, abwehrt, und zwar nur, um Leib oder Leben oder Freiheit zu wahren. Dabei darf er kein Rechtsgut beeinträchtigen, wel​ches allgemein höher geachtet wird, als das, welches er beschütztet.  

(6)
Entschuldigt ist auch, wer eine Tat im Sinne dieses Gesetzes begeht, um einen Ge​ächteten zu ergrei​fen oder an der Flucht zu hindern.

Teil 2 Besonderes

Art. 1 Taten gegen den Staat

§ 1
Hochverrat
(1)
Wer es unternimmt, mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt 

1.
den Bestand des Königreiches Kemi zu beeinträchtigen, indem er seine Freiheit vor frem​der Botmäßigkeit aufhebt, seine staatliche Einheit beseitigt oder ein zum Reich gehören​des Gebiet abtrennt, oder 

2.
die auf dem Gesetz des Reiches beruhende Ordnung, insbesondere die Grund​sätze des Erb​königtums und des Lehnswesens, zu ändern,

soll als Verbrecher angesehen werden.

(2)
Ein besonderes schwerer Fall ist dann anzunehmen, wenn Folge der Tat der Tod Dritter oder die er​hebliche Beschädigung oder Zerstörung von öffentlichem Besitz von einigem Werte war.

(3)
Wer ein bestimmtes hochverräterisches Unternehmen gegen das Königreich Kemi vorbe​reitet, da er ein solches fördert in erheblicher Weise, also zeitlich und sachlich nah zu dem letztend​lichen Ziele, wird als Verbre​cher bestraft, wobei die Strafe nach Maßgabe des Art. 3 des Allgemeinen Teils dieses Gesetzes gemildert werden kann. 

(4)
Wo immer sich Herrschaften untereinander verbünden oder sich verbünden mit Staaten, staatenähnlichen Verbänden, Personengemeinschaften oder Organisationen mit dem Vermögen, Taten im Sinne des Abs.1 dieser Vorschrift zu begehen oder erheblich zu fördern, wenn sie das Reich nicht ausdrücklich ausnehmen, haben sie das Reich verraten.

§ 2
Aufwiegelung
(1)
Wer öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von Schriften, Ab​bil​dungen oder Dar​stellungen

1.
das Königreich Kemi oder eines seiner Lehnsländer oder die Herrschaften des Königrei​ches oder dessen Lehnsländer oder die auf dem Ge​setz des Reiches beruhende Ordnung durch Kundgabe roher und miß​achtender Äu​ßerungen beschimpft oder böswillig verächtlich macht

2.
die Farben, die Flaggen oder die Wappen des Königreichs Kemis oder eines seiner Lehns​länder oder der jeweiligen Herrschaften verunglimpft, zerstört, beschädigt, unbrauch​bar oder unkennt​lich macht

hat sich eines Vergehens strafbar gemacht.

(2)
Im besonders schweren Fall der Aufwiegelung, die erkennbar und geeignet auf Auslösung von Taten im Sinne des Teils 2 Art. 1 § 1 dieses Gesetzes abzielt, ist ein Ver​brechen begangen worden.

(3)
Wer in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören, zum Haß gegen Teile der Be​völkerung, Waldmenschen, Achaz oder Andersgläubige aufstachelt, zu Gewalt- oder Willkürmaßnah​men gegen sie auffordert oder sie beschimpft, böswillig verächtlich macht oder verleumdet, hat ein schweres Vergehen begangen.

§ 3
Landfriedensbruch und Bruch des Konventsfriedens
(1)
Wer sich an 

1.
Gewalttätigkeiten gegen Menschen, andere Vernunftbegabte oder Sachen oder 

2.
 Bedrohungen von Menschen oder anderen Vernunftbegabten

die aus einer Menschenmenge mit vereinten Kräften begangen werden, in einer Weise, die all​gemein eine Furcht entstehen lassen können, in diesem Gemein​wesen nicht mehr sicher vor Horden sein zu können, nun beteiligt oder auf die Menschenmenge einwürckt, um ihre Be​reitschaft zu solchen Hand​lungen zu fördern, hat ein Vergehen begangen.

(2)
Wer dabei 

1.
geschmiedete Waffen bei sich führt, oder eine andere Waffe, um diese auch zu verwenden,

2.
durch eine Gewalttätigkeit einen anderen in die Gefahr des Todes oder einer gröblichen Ver​letzung (ius criminalis Teil 2 Art. 5 § 2) bringt oder

3.
plündert oder bedeutenden Schaden an fremden Sachen anrichtet,

hat ein Verbrechen begangen.

(3)
Ebenfalls verbrecherisch ist es, wenn die Tat im Sinne des Absatzes 1, und beson​ders schwer verbre​cherisch, wenn zusätzlich Absatz 2 verwirklicht, auf die Störung des Friedens eines Reichskonvents ge​richtet war, indem die Anreise und die Abreise und das Verweilen am Versammlungsort für die Herr​schaften oder auch einzelne Herr​schaften des jeweiligen Konventes unmittelbar und nicht unerheblich beeinträchtigt wurden. 

(4)
Wer einen Reichskonvent als einzelner stört im Sinne des Absatzes 3, hat ein Ver​gehen begangen, nach Maßgabe des Absatzes 2 ein Verbrechen, und ein dazu einfach erhöhtes Unrecht, wenn er selbst Herrschaft an diesem Reichs​konvent gewesen ist.

(5)
Während der Dauer eines Reichskonventes liegt in jeder Tat nach Maßgabe der Art. 1 bis 3 dieses Gesetzes ein zusätzliches Vergehen.

§ 4
Söldernei
(1)
Wer es unternimmt, 

1.
größere Gruppen von zum Kampfe befähigten Personen unter den eigenen Befehl anzuwerben oder in Sold oder sonstwie sich zur Verfügung zu halten, oder

2.
heeresähnliche Vereinigungen gründet, aufbaut oder fördert, 

hat ein Verbrechen begangen. 

(2)
Wer Waffen und Kriegsgerät hortet, ohne damit einen eigentlichen wirtschaft​li​chen Zweck zu verfolgen, hat ein schweres Vergehen begangen.

(3)
In besonders schweren Fällen ist das Unrecht einfach zu erhöhen. Der schwere Fall ist in der Regel dann anzunehmen, wenn die Art und Weise des Vorge​hens geeignet war, Heim​lichkeit oder Täuschung Dritter zu gewährleisten.

§ 5
Lehnsfrevel
(1)
Wer mit Liegenschaften titelmäßig zur Verwaltung der Pfründe, zur Frucht​ziehung oder sonstiger Nutznießung betraut worden ist und

1.
die Verwaltung grob vernachlässigt, dass dem Lehen nicht unerhebliche Nachteile für die in​nere Wirt​schaft oder Sicherheit entstehen, oder

2.
dem Lehen vorwiegend zur eigenen Bereicherung die Früchte und Vermögens​werte entzieht, welche min​destens zur Wahrung der bei Belehnung vorgefun​denen wirt​schaftlichen Lage er​forderlich sind,

hat sich am Reich schwer vergangen.

(2)
Wer ein Lehen hält und durch Einsatz von Mitteln, die ihm das Lehen gewährt

1.
andere Lehen mit Gewalt, Drohung oder unlauteren wirtschaftlichen Mitteln in de​ren Wirt​schaftlichkeit oder Sicherheit nicht unerheblich schädigt

2.
das Lehen planmäßig der Aufsicht oder dem Zugriff oberer Reichsinstitutionen ent​zieht und die Gefahr einer tatsächlichen Reichsunabhängigkeit herbeiführt

hat sich schwer am Reich vergangen.

(3)
Im schweren Falle ist das Unrecht einfach zu erhöhen. Dieser Fall liegt ins​beson​dere vor, wenn zur Verabredung, Förderung oder Durchführung der in den vorste​henden Absätzen be​zeichneten Lehnsfrevel sich mehrere Lehnsnehmer zu gemein​schaftlichen Vorgehen verbündet haben.

§ 6
Bestechung und Bestechlichkeit
(1)
Ein Amtsträger oder ein für den Dienst am Reiche besonders Verpflichteter, der einen Vorteil als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, dass er eine Diensthandlung vorge​nommen hat oder künftig vornehme, hat ein Verge​hen begangen, aber ein Verbrechen, wenn er dabei gegen Gesetze, Vorschriften und Richtlinien des Amtes oder Anweisungen seines Oberen verstößt, also pflichtwidrig getan hat.

(2)
War der Amtsträger ein Richter oder Schiedsrichter, ist die Bestechlichkeit stets Verbre​chen.

(3)
Wer einem Amtsträger, einem für den Dienst am Reiche besonders Ver​pflichte​ten, oder einem Solda​ten des Reiches als Gegenleistung dafür, dass dieser eine in sei​nem Ermessen stehende Diensthandlung künftig vornehme, einen Vorteil anbietet, verspricht oder gewährt, hat eine Verwerflichkeit be​gangen oder ein Vergehen, wenn diese Diensthandlung pflicht​widrig im Sinne des Absatzes 1 ist.

(4)
War der Amtsträger ein Richter oder Schiedsrichter und die Diensthandlung eine richterli​che Hand​lung, so liegt stets ein schweres Vergehen vor.

§ 7
Frevel gegen Geheimnisse
(1)
Wer Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse, die allgemein geheim und nur wenigen be​kannt sind und vor fremder Macht geheim gehalten werden müssen, um die Gefahr schwerer Nachteile für die Sicherheit des Reiches abzuwenden, nachfol​gend Staatsgeheimnisse,

1.
einer fremden Macht oder einem ihrer Mittelsleute mitteilt oder

2.
sonst an einen Unbefugten gelangen läßt, gar öffentlich bekannt macht, um das Reich zu be​nachteiligen oder eine fremde Macht zu begünstigen,

und dadurch die obige Gefahr für Reich, Recht und Raben herbeiführt, hat ein Ver​brechen be​gangen.

(2)
Der besonders schwere Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter eine ver​ant​wortliche Stellung miß​braucht, die ihn besonders zur Wahrung von Staatsgeheimnissen verpflichtet oder wenn der Täter im Auftrage oder für Sold einer fremden Macht ge​handelt hat. 

(3)
Wer sich ein Staatsgeheimnis verschafft, um es im oberen Sinne zu verraten, be​geht ein Verbrechen. 

(4)
Wer wider besseren Wissens gefälschte oder verfälschte Gegenstände, Nach​richten darüber oder un​wahre Behauptungen tatsächlicher Art, welche im Falle ihrer Echtheit als Staats​geheimnisse im obi​gen Sinne geltend müßten, an einen anderen gelangen läßt oder öffentlich be​kannt macht, hat ein Ver​gehen begangen, jedoch ein schweres Ver​gehen, wenn durch die Tat dem Reich ein Nachteil für die äußere Sicherheit oder für die Beziehungen mit einer fremden Macht erwachsen ist.

§ 8
Lüge und Meineid 
(1)
Wer vor einem Richter, einem Geweihten oder einer Amtsperson, welche Dienst​handlungen im Ver​trauen auf die Wahrheit dessen, was gesprochen wurde, vornimmt, Aussagen oder Er​klärungen abgibt, und dabei Wort und Wirklichkeit auseinanderfal​len, hat verwerflich gehandelt. Gleiches gilt, wenn er Dinge verschweigt, die für die Entscheidung des Richters oder des Amts​trägers wesentlich sind.

(2)
Wer vor einem Richter lügt im Sinne des Absatzes 1 Sätze 1 und 2 und im Hin​blick darauf einen Eid im Sinne von Prozeßrecht Art. 3 § 3 geleistet hat, hat ein Ver​gehen begangen. 

(3)
Das Gericht kann die Strafe wegen Meineids oder Lüge im Unrecht als ge​mindert ansehen oder ganz von Strafe absehen, wenn der Täter sich rechtzei​tig und am rechten Ort berichtigt. Verspätet ist aber, wenn es in der Ent​scheidung nicht mehr berücksich​tigt werden kann oder für einen anderen ein Nachteil ent​standen ist oder wenn gegen den Täter bereits Anklage erhoben worden ist. 

§ 9
Mißachtung des Gerichts und Rechtsmißachtung
(1)
Wer einen Richter als solchen und im Hinblick auf das Richteramt beschimpft oder böswil​lig verächtlich macht oder bedroht oder tätlich angreift, hat ein Vergehen be​gangen. Ver​werflich ist ein solches Ver​halten, wenn es einen Beisitzer betrifft.

(2)
Wer sich den Anweisungen eines tagenden Gerichts widersetzt, indem er die An​weisungen unsachgemäß in Frage stellt, Aufforderungen des Gerichts nicht nach​kommt oder sich un​ziemlich in Worten, Gesten oder sonstigen Handlungen vor die​sem Gericht verhält, hat ein schweres Vergehen begangen.  

(3)
Gleiches gilt für die Verletzung von Pflichten, welche dieses Gesetz für die Dauer eines Verfahrens entstehen läßt.

(4)
Der betreffende Richter ist berechtigt, die Anklage vor seinem Gremium zu veranlassen.

(5)
Wer als Richter oder Beisitzer zugunsten oder zum Nachteil einer Partei den zu verhan​delnden Sach​verhalt verfälscht oder Rechtsnormen des CCC unver​tretbar falsch anwendet, mißbraucht das Recht und hat ein schweres Vergehen begangen. 

§ 10
Anmaßung

(1)
Wer sich als Inhaber eines öffentlichen Amtes oder einer Lehnsstellung ausgibt, ohne solches in Wirklichkeit zu bekleiden, und aufgrund dieser Vortäuschung (Ius criminalis Art. 4, § 4, Abs. 1) eine der angemaßten oder einer anderen entsprechenden Stellung zugewiesene Handlung vornimmt, hat ein Vergehen begangen.

(2)
Wer eine Handlung vornimmt, die nur kraft eines öffentlichen Amtes oder einer Lehnsstel​lung vorge​nommen werden darf, ohne durch Stellung oder Erlaubnis dazu legitimiert zu sein, hat ein Vergehen begangen.

(3)
Das Vergehen ist schwer, wenn das angemaßte Amt auf Reichsebene liegt oder die Lehns​stellung dem Hochadel entspricht.
§ 11
Schändliche Magie

(1)
Wer, ohne Genehmigung des Arcanen Gremiums (Prozeßrecht Art. 2 § 4) Zauber borbaradianischen Ursprungs lehrt, hat ein Vergehen begangen. Die Anwendung dieser Magie zur Begehung einer Tat im Sinne dieses Gesetzes erhöht das begangene Unrecht zweifach.

(2)
Wer ohne Innehabung des Arcanen Freibriefs (Prozeßrecht Art. 2 § 4 Abs 3 Satz. 1) Zauber wirkt, hat ein Vergehen begangen. In der wiederholten Tat ist ein eigenes Vergehen zu erblicken.

Art. 2 Taten gegen Leib und Leben

§ 1
Totschlag
(1)
Wer einen Menschen oder ein anderes vernunftbegabtes Wesen tötet, hat ein schweres Vergehen begangen. 

(2)
War der Totschläger ohne eigene Schuld durch eine ihm oder einem Blutsver​wandten zuge​fügte Miß​handlung oder schwere Beleidigung von dem Getöteten zum Zorne gereizt und hierdurch auf der Stelle zu der Tat hingerissen oder ist der Tot​schläger durch das ausdrück​liche und ernsthafte Verlangen des Getöte​ten dazu be​stimmt worden oder stellen sich die Umstände so dar, dass der Tot​schläger die Tötung nicht leichten Herzens vorgenommen hat, so ist ein Ver​gehen begangen worden.

§ 2
Mord 

Wer einen Totschlag begeht, weil er

1.
mordlüstern war, da ihm die Vernichtung von Leben Freude bereitete,

2.
damit den eigenen Geschlechtstrieb zu befriedigen oder zu erregen trachtet, am Tode selbst oder am Leichnam,

3.
aus Habgier handelte, entweder gedungen oder da ihm der Tod Vermögenswerte auf sonstige Weise einbrachte

oder indem er

1.
heimtückisch, also feindselig gegen ein wehr-, weil argloses Opfer, 

2.
grausam, also unbarmherzig unter Zufügung besonderer Schmerzen, oder

3.
mit gemeingefährlichen Mitteln, also mit Mitteln, die schwer zu beherrschen sind und daher unbeteiligte Dritte der Lebensgefahr aussetzen, handelte

oder weil er eine Tat im Sinne dieses Gesetzes ermöglichen oder verdecken will,

den heißt das Gesetz einen Mörder, er hat ein Verbrechen begangen oder ein beson​ders schweres Verbre​chen, wenn er aus den Gründen der ersten Gruppe tötete.

§ 3
Kindestötung 

(1)
Eine Mutter, welche ihr nichteheliches Kind in oder gleich nach der Geburt tötet, hat ein schweres Vergehen begangen. 

(2)
Das Gericht kann, wenn es eine besonders hohe seelische Belastung durch den Umstand der Bankert​geburt annimmt, das Unrecht einfach mildern.

§ 4
Vergewaltigung 

(1)
Wer einen Menschen oder einen anderen Vernunftbegabten mit Gewalt oder durch Drohung mit gegen​wärtiger Gefahr für Leib oder Leben zum Beischlafe mit sich oder Dritten zwingt, hat ein Verbrechen begangen.

(2)
Verursacht der Täter durch die Tat grob leichtsinnig den Tod des Opfers, so liegt ein be​sonders schweres Verbrechen vor.

§ 5
Verletzung 


Wer einen anderen körperlich mißhandelt oder an seinem Leibe beschädigt, hat eine Verwerf​lichkeit began​gen, und eine weitere, eigene Verwerflichkeit, wenn er sich an Vater oder Mutter vergangen hat.

§ 6
Gröbliche Verletzung
Ist die Verletzung mittels einer Waffe, insbesondere einer geschmiedeten Waffe, oder eines anderen Werkzeuges, welches eigentlich harmlos und alltäglich sein mag, aber durch die Art und Weise der Hand​habung geeignet ist, erhebliche Ver​letzungen her​vorzurufen, begangen worden, oder mittels eines Überfalls auf einen Arglosen, oder gar von mehreren rottenhaft, oder in einer Art und Weise, die jedem als lebensge​fährlich einleuchten muß, so liegt ein Vergehen vor.

§ 7
Verstümmelung
(1)
Hat die Verletzung zur Folge, dass der Verletzte ein wichtiges Glied des Lei​bes, das Seh​vermögen ganz oder teilweise, das Gehör, die Sprache oder die Zeugungsfä​higkeit verliert oder in abstoßender Weise entstellt wird oder gar in Siechtum, Läh​mung oder Geistes​krankheit fällt, so ist ein Verbrechen verübt worden.

(2)
Ein minder schwerer Fall der Verstümmelung, welche nur ein schweres Ver​gehen dem Un​rechte nach ist, liegt vor, wenn der Täter sich auf die Gründe des ius crimina​lis Teil 2 Art. 2 § 1 Absatz 2 berufen kann. 

§ 8
Menschenraub
(1)
Wer sich eines Menschen oder eines anderen Vernunftbegabten durch List, Dro​hung oder Gewalt bemächtigt, um ihn in hilfloser Lage auszusetzen oder in Sklaverei, Leibeigenschaft oder in auswärtige Kriegs- oder Schiffsdienste zu bringen, hat ein Ver​brechen begangen.

(2)
Gleiches gilt für den Empfänger einer menschenräuberischen Leistung.

(3)
Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn die Tat in gewerbs​mäßi​gem Um​fange oder als Mitglied einer Gemeinschaft, die sich Menschen​raub oder an​dere Gesetzver​stöße zum Ziel gesetzt hat, begangen wurde; hier ist auf ein schweres Verbrechen zu erken​nen.

§ 9
Freiheitsberaubung und Nötigung
(1)
Wer ohne Recht dazu einen Menschen oder ein vernunftbegabtes Wesen ein​sperrt oder auf andere Weise der Freiheit beraubt, entweder durch Drohung, Gewalt, List oder irgendwelche Hilfsmittel, hat ein Vergehen begangen.

(2)
Dauert die Freiheitsentziehung über eine Woche oder ist eine Verstümmelung des Opfers durch die Freiheitsberaubung oder die Dinge, die ihm deswährend angetan worden sind, verursacht worden, ist ein schweres Vergehen verübt worden; ein Ver​brechen, wenn als Folge der Tat der Tod des Opfers einge​tre​ten ist.

(3)
Wer nun einen anderen, ohne Recht dazu, mit Gewalt oder durch Drohung mit empfindlicher Versehr oder mit Mitteln der Controllaria zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt, hat verwerf​lich gehandelt, aber ein Verge​hen, wenn ein ge​gen das Opfer oder ein dem Opfer nahestehendes Wesen zu verübendes Verbrechen in Aussicht gestellt wurde.

(4)
Wird Freiheitsberaubung oder Nötigung gegen Richter oder Beisitzer im Hinblick auf ihre gerichtliche Tätigkeit begangen (Rechtsbeugung), ist das Unrecht einfach zu erhöhen.

§ 10
Angriffe auf Adelspersonen

Werden die Taten des ius criminalis Art. 2 gegen eine Herrschaft verübt, so liegt darin ein ei​genes Ver​gehen.
Art. 3
Taten gegen Glauben und Kirche

Die Gewichtung des als begangen erkannten Unrechts ist Gegenstand der freien Würdigung des jeweiligen Inquisitionstribunales, sofern nichts anderes bestimmt ist.
§ 1
Häresie
(1)
Wer in Wort, Bild oder Schrift eine Lehre verbreitet, die vom kemischen Ritus, insbesondere der Verehrung Borons als elfgöttlichem Vater und Götterfürst, abweicht (Irrlehre), macht sich der Häresie strafbar, es sei denn, die Verbreitung findet in Tempeln, Bethäusern oder sonstigen kultspezifischen, begrenzten und festen Örtlichkeiten statt.

(2)
Keine Häresie ist die Ausübung von einzelnen Kulthandlungen durch geweihte oder vom Kult anerkannte Vertre​ter, soweit keine gezielte Bekehrung damit verbunden ist (interdictio convertationis).

§ 2
Ketzerei

(1)
Wer in Wort, Bild oder Schrift eine Lehre verbreitet, die dem kemischen Ritus im Sinne des ius criminalis Teil 2 Art. 3 § 1 Abs. 1 widerspricht (verbotene Lehre), insbesondere der al’anfanische Ritus, macht sich der Ketzerei strafbar,

(2)
Gleiches gilt für Kulthandlungen im Dienste und Sinne einer verbotenen Lehre. 
§ 3
Schändung, Frevel, Blasphemie
(1)
Wer eine geweihte Stätte der Borons- und Staatskirche oder eine geweihte Stätte einer Irrlehre be​schädigt, verunstaltet, besudelt, zerstört oder mit Zeichen eines anderen Kultes versieht, begeht eine Schändung.

(2)
Wer sich schändend in Bezug auf Gegenstände, insbesondere Altargerät und Gottessymbole, verhält, die für die Borons- und Staatskirche oder eine Irrlehre von kultischer Bedeutung sind, begeht einen Frevel.

(3)
Wer sich abfällig oder böswillig beleidigend über das kemischen Pantheon in Gänze oder in Teilen äußert, ohne dass die Äuße​rungen den Charakter einer Lehre aufweisen, insbesondere da keine Behauptung einer vorzugswürdigen Gottheit getätigt und wurde, begeht eine Blasphemie. 

§ 4
Buhlerei und Nekromantie
(1)
Wer im Sinne der Lehre oder im Dienste des Namenlosen selbst, predigt, Bilder oder Schriften ver​breitet, oder wer dementsprechende Kulthandlungen vornimmt, oder Dämonen des Namenlosen beschwört, macht sich der Buhlerei strafbar.

(2)
Gleiches gilt für das Paktieren mit Erzdämonen, deren Anrufung oder Beschwörung.

(3)
Ebenfalls strafbar ist die Lehre und Ausübung der Nekromantie.

§ 5
Angriff auf Geweihte

Wer Taten im Sinne des Ius criminalis Teil 2 Art. 2 wider einen Geweihten begeht, verwirklicht zu der dortigen Strafdrohung ein zusätzliches Vergehen.

§ 6
Sakralanmaßung

(1)
Wer sich als Inhaber einer Priesterweihe ausgibt, ohne solche in Wirklichkeit zu bekleiden, und aufgrund dieser Vortäuschung (Ius criminalis Art. 4, § 4, Abs. 1) eine der angemaßten oder einer anderen entsprechenden Stellung zugewiesene Handlung vornimmt, hat ein schweres Vergehen begangen.

(2)
Ein Verbrechen ist es, wenn das angemaßte Geweihtenamt auf Reichsebene liegt.
Art. 4 Taten gegen Eigentum und Besitz

§ 1
Diebstahl
(1)
Wer sich an Fahrnis, Tierzeug oder Früchten in Sache oder Wert vergeht, die nicht ihm gehören, vor allem, da sie durch Vertrag, Erbschaft, Gunstbezeugung oder Zufall zumindest auch einem anderen zu​stehen und nicht herrenlos sind, indem er den fremden Gewahrsam dauerhaft bricht und neuen begrün​det, hat ein Vergehen began​gen. Dies gilt auch, wenn er bereits Besitz oder Gewahr​sam hatte, aber plötzlich sich entscheidet, das fremde Gut für sich zu behalten und dies auch durch ein eigentü​merähnli​ches Verhalten zu erkennen gibt (Unterschlagung).

(2)
Wer, um im obigen Sinne zu stehlen, 

1.
in ein Gebäude oder einen anderen verschlossenen Raum einbricht, einsteigt, mit falschen Schlüsseln, Dietrichen oder sonstiger Kunst,

2.
sich an Truhen, Schränken, Schatullen, Verstecke oder andere verschlossene Din​gen heran​macht

3.
eines anderen Hilflosigkeit, eine gemeine Gefahr oder ein Unglück ausnutzt oder

4.
sich am Gut des Staates oder einer Kirche vergeht

hat einen schweren Diebstahl und ein schweres Vergehen begangen, außer wenn die entwendete Sache von der sachlichen Kostbarkeit nur geringwertig ist, dann bleibt es beim Vergehen.

(3)
Wer einen Diebstahl begeht und dabei geschmiedete Waffen mit sich führt oder andere Waffen oder Werkzeuge, die er gegen fremden Widerstand einzu​setzen ge​denkt, auch wenn er Mitglied einer Die​besbande oder sonstigen Gemeinschaft von fortgesetzten Gesetzesbre​chern ist, hat ein Verbrechen begangen.

(4)
Wer, auf einem Diebstahl bei frischer Tat betroffen, gegen einen anderen Gewalt verübt oder üble Drohungen gegen Leib und Leben ausstößt, um sich im Besitz des Diebesgutes zu erhalten, hat ein Verbrechen begangen. 

§ 2
Raub und Piraterie
(1)
Wer mit Gewalt oder unter Ausstoßung übler Drohungen gegen Leben und Leib eines an​deren an Fahrnis, Tierzeug oder Früchten in Sache oder Wert vergeht, die nicht ihm gehö​ren (ius criminalis Teil 2 Art. 4 § 1), indem er den fremden Gewahr​sam dauerhaft bricht und neuen begründet, hat ein schweres Vergehen begangen. 

(2)
Wer einen Raub begeht und dabei geschmiedete Waffen mit sich führt oder an​dere Waffen oder Werk​zeuge, die er gegen fremden Widerstand einzusetzen gedenkt, hat ein Verbrechen begangen; wenn er Mitglied einer Bande von Räubern oder We​gelagerern oder einer son​stigen Gemeinschaft von fortge​setz​ten Gesetzesbrechern ist, oder den Raub auf offener See, auf See in Küsten​nähe oder auf Flüssen und anderen schiffbaren Gewässern begeht (Piraterie), sogar ein schweres Verbrechen.

§ 3
Erpressung
(1)
Wer einen anderen mit Gewalt oder mit übler Drohung oder unter ausbeuteri​scher Ausnut​zung der Zwangslage, der Unerfahrenheit, geistiger Mängel oder der er​heblichen Willens​schwäche des anderen zu einer Handlung, Duldung oder Unterlas​sung nötigt und dadurch Fahrnis, Tierzeug, Liegenschaft oder sonsti​ges Vermögen des Opfers in Bestand, Wert oder Nutzen mindert, um sich oder einem Dritten einen Vorteil zu verschaffen, der ihm oder dem Dritten aber nicht zusteht, vor allem, weil er ihn nicht einklagen könnte, also rechts​widrig ist, der hat ein schweres Vergehen be​gangen.

(2)
Gleiches gilt, wenn die Erpressung durch Gewalt gegen einen anderen, mit übler Drohung für eine dem Erpreßten nahestehende Person, insbesondere durch deren Ent​führung, began​gen wird.

§ 4
Betrug
(1)
Wer, um sich oder einem Dritten einen Vorteil zu verschaffen, der aber rechts​widrig ist (ius criminalis Teil 2 Art. 4 § 3 Absatz 1), einem anderen zur Vortäuschung falsche Tatsa​chen vorspiegelt oder wahre Tatsachen entstellt oder unterdrückt, um einen Irrtum zu erre​gen, auf​grund dessen Rechte an oder die Verhältnisse von Fahrnis, Tierzeug, Liegen​schaft oder sonstigem Vermö​gen eines anderen gefährdet, aufgehoben, belastet, nach​teilig verän​dert oder begründet werden, der hat ein schweres Vergehen begangen.

(2)
Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn

1.
ein Richter oder eine mit Staatsgewalt ausgezeichnete Person getäuscht wird 

2.
aufgrund des Betruges eine Familie in Hunger und Bedürftigkeit gestürzt wird

3.
ein größerer Kreis an Getäuschten vorliegt oder die Folgen des Irrtums besonders wirt​schaftlich schwer sind oder ein Lehen dadurch in seiner wirt​schaftlichen Entfaltung schwer getroffen wird oder

4.
Zauber der Controllaria eingesetzt worden sind

dann ist ein Verbrechen begangen worden.

(3)
In minderschweren Fällen, insbesondere wenn der Getäuschte über die Maßen und in vor​werfbarer Weise nachlässig war, oder wenn der entstandene Schaden nur gering ist, ist das Unrecht einfach zu mildern.

(4)
Als Betrug gilt auch das Verfälschen, Zerstören oder Unterdrücken echter Urkun​den (Prozeßrecht Art. 3, § 2 Abs. 1) und Briefe oder das Verfertigen oder Gebrau​chen einer unechten Urkunde oder eines unechten Briefes.

§ 5
Untreue und Geheimnisverrat
(1)
Wer die ihm durch Gesetz, Weisung von Oberen oder Vertrag eingeräumte Macht, Rechte an oder die Verhältnisse von fremder Fahrnis, Tierzeug, Liegenschaft oder sonstigem Ver​mögen aufzuheben, zu belasten, zu verändern oder zu begründen, oder sich als Vormund, Fürsprecher oder Amtsverwalter um solche zu besorgen, die​sen fremden Gütern Schäden zufügt oder die dro​hende Gefahr solcher herbeiführt, der hat ein schweres Vergehen began​gen.

(2)
Wer in einer Stellung, welche Absatz 1 nennt, über persönliche, rechtliche oder wirtschaftli​che Geheim​nisse verfügt, und diese an Unberufene weitergibt, wo​durch den Gütern des Ab​satzes 1 Schäden zuge​fügt werden oder die drohende Gefahr sol​cher herbeigeführt wird oder der Eigentümer dieser Geheim​nisse in persönlicher oder rechtlicher Hinsicht, vorbehaltlich des Strafanspruches des Staates, Nach​teile nicht un​erheblichen Ausmaßes, zu befürchten hat, der hat ein Vergehen begangen.

(3)
Für die schweren Fälle gilt ius criminalis Teil 2 Art. 4 § 4 Absatz 2 sinnge​mäß.

§ 6
Hehlerei
Wer ein Gut, das ein anderer durch eine Tat nach Art. 4 dieses Gesetzes erlangt hat, ankauft oder sonst sich oder einem Dritten verschafft, absetzt oder absetzen hilft, um sich oder einen Dritten zu bereichern, hat ein Unrecht verwirklicht, welches dem der Erlangenstat entspricht.

§ 7
Ehrdelikte
(1)
Wer durch Kundgabe von Nichtachtung, Geringachtung oder Mißachtung die Ehre eines ande​ren durch Werturteil gegenüber dem Betroffenen oder einem Dritten gegenüber oder durch ehrenrührige Tatsa​chenbehauptung gegenüber dem Betroffenen selbst angreift, hat eine Be​leidigung und damit eine Ver​werflich​keit, oder, wenn die Beleidigung mittels einer Tätlichkeit begangen wurde, ein Vergehen verübt. Jeder darf sich durch die Bezeichnung des Reiches als „Trahelien“ in seiner Ehre angegriffen fühlen.

(2)
Wer in Beziehung auf einen anderen eine Tatsache behauptet oder verbreitet, wel​che densel​ben verächt​lich zu machen oder im Ansehen des Volkes herabzu​würdigen geeignet ist, wird, so die Tatsache nicht erweislich wahr ist, wegen einer Verwerflich​keit bestraft, oder eines Vergehens wegen, wenn die Art der üblen Nachrede einen besonders großen Kreis zu errei​chen vermag oder dauer​haft ist.

(3)
Wer wider besseres Wissen in Beziehung auf einen anderen eine unwahre Tatsache be​haup​tet oder verbreitet, welche denselben verächtlich zu machen oder in der öf​fentlichen Mei​nung herabzuwürdigen oder dessen treusorgende Ver​hältnisse aufzulö​sen oder zu beschädi​gen imstande ist, hat ein Vergehen begangen. Wird die Verleum​dung öffentlich, in einer Ver​sammlung oder durch Verbreiten von Schrif​ten, Abbil​dungen oder Darstellungen begangen, ist in dieser Art der Begehung eine zusätzlich zu ahn​dende Verwerflichkeit zu erblicken.

(4)
Betrifft die Beleidigung, die üble Nachrede oder die Verleumdung eine Per​sön​lichkeit, die Herr​schaft hat oder die mit den Angelegenheiten des Staates oder der Kirche in besonderer Weise betraut ist, erhöht sich das verwirklichte Unrecht einfach.

(5)
Die Ehrdelikte können auch im Hinblick auf einen Verstorbenen begangen wer​den, wenn​gleich hierbei das Unrecht des Vergehens nicht überschritten wird.

(6)
Tadelnde Urteile, desgleichen Äußerungen, welche zur Ausführung oder Ver​tei​digung von Rechten oder zur Wahrnehmung berechtigter Angelegenheiten gemacht werden, tragen nur insoweit den Makel des Unrechts, als das Vor​handensein einer Beleidigung oder einer üb​len Nachrede aus der Form der Äußerung oder aus den Umständen, unter welchen sie ge​schah, hervorgeht. 

(7)
Bei wechselseitig begangenen Beleidigungen kann auf eine einfache Minde​rung des allge​meinen Unrechts erkannt werden.

§ 7 a
Renitenz

(1)
Wer einem Innehaber eines höheren Heeresschildes, dem er durch vertragliche Bindungen oder Sesshaftigkeit besonders verpflichtet ist, standesgemäße Wünsche verweigert, verwirklicht eine Beleidigung im Sinne des vorstehenden § 7 Absatz 1 Satz 1. Das Unrecht ist einfach zu erhöhen, wenn von jenem höheren Heeresschild eine Anordnung ausgegangen ist, die von dessen Exekutivbefugnis gedeckt ist.

(2)
Wer einem sonstigen Innehaber eines höheren Heeresschildes in der Öffentlichkeit einen standesgemäßen Wunsch verweigert, obwohl dessen Ausführung keinen besonderen zeitlichen oder sonstigen Aufwand bedeutet hätte, hat eine Beleidigung im Sinne des vorstehenden § 7 Absatz 1 Satz 1 verwirklicht. Das Unrecht ist einfach zu erhöhen, wenn von jenem höheren Heeresschild eine Anordnung ausgegangen ist, welche erforderlich und geeignet gewesen ist, eine Gefahr abzuwenden.

(3)
Das Unrecht ist einfach zu erhöhen, wenn sich die Renitenz im Herrschaftsgebiet des höheren Heeresschilden ereignet.

§ 8
Brandstiftung

(1)
Wer Gebäude, Schiffe, Hütten, Bergwerke, Lagerräume, öffentliche gelagerte Dinge, Vor​räte an Früchten der Bäcker, Fleischer, Fischer, Bauern, Winzer, Jäger oder ähnlicher Berufe, Vorräte an Holz, Steinen oder sonstiger Fahr​nis, die dem Bau dient, Vorräte an brennbaren Dingen, Früchte auf dem Felde, Waldungen oder Torfmoore in Brand setzt, hat ein schweres Vergehen am Ding und ein einfaches Ver​gehen durch das Feuer begangen.

(2)
Schwerer und ein Verbrechen ist es, wenn Tempel, Gebäude, in den üblicher​weise Men​schen oder andere Vernunftbegabte leben oder oft verkehren, gleiches gilt für Hütten oder Schiffe, oder Gebäude von Herrschaften, in Brand gesetzt werden.

(3)
Besonders schwer ist das Verbrechen, wenn durch den Brand ein Tod eines Men​schen oder Vernunft​begabten verursacht wurde, weil dieser sich gerade in der Räum​lichkeit befand, die brannte, oder wenn der Täter den Brand legte, um diesen zum Mord (ius criminalis Teil 2 Art. 2 § 2), zum Raub (ius criminalis Teil 2 Art. 4 § 2) oder zum Diebstahl im Sinne des ius criminalis Teils 2 Art. 4 § 1 Ab​satz 4 zu nutzen, oder wenn das Feuer zum Groß​brand führte oder wenn hinterlistige Vorkehrungen ge​troffen wurden, um das Löschen zu erschwe​ren.

(4)
Hat der Täter den Brand, bevor derselbe entdeckt und ein weiterer als durch die bloße In​brandsetzung bewirkter Schaden nicht entstanden war, wieder in tätiger Reue gelöscht, so wird er nicht aus irgendeiner Brandstiftung bestraft.

§ 9
Sachbeschädigung
(1)
Wer Fahrnis oder Tierzeug beschädigt, verletzt, tötet oder zerstört, hat ein Verge​hen began​gen. 

(2)
Wer ein Gebäude beschädigt oder zerstört, hat ein schweres Vergehen, zusätz​lich ein Ver​gehen, wenn das Gebäude aus Stein war, sogar ein Verbrechen, wenn das Ge​bäude von nicht geringer Bedeutung für den Staat oder eine Kirche war.

(3)
Wer Liegenschaften, insbesondere Brunnen, Wälder, Wiesen, Äcker, Felder, Flüsse oder andere Gewässer, zerstört, vergiftet, unfruchtbar oder unbrauchbar macht, hat ein besonders schweres Verbre​chen begangen.

Art. 5
Taten wider die Streitmächte

(1)
Einem Soldaten sind gerichtlich strafbare Handlungen auch dann zuzurechnen, wenn er sie auf Befehl begangen hat, das Gericht kann aber von der Verfolgung in diesem Falle absehen, wenn die Tat keine oder nur unbedeutende Folgen nach sich gezogen hat und die Bestrafung nicht geboten ist, um den Täter von weiteren Straftaten abzuhalten. Dies gilt für das gesamte Ius criminalis.

(2)
Furcht vor persönlicher Gefahr entschuldigt eine Tat nicht, wenn die Pflicht es verlangte, die Gefahr zu bestehen.

(3)
Mit einer Verurteilung ab dem Unrecht eines Vergehens tritt, zusätzlich zu den ordentlichen Strafen (ius criminalis Teil 1 Art. 3)

1.
bei allen Officieren ab dem Oberstrange und seiner anderseinheitlichen Entsprechung die unehrenhafte Entlassung, 

2.
bei allen anderen Officieren, Unterofficieren und Soldaten die Degradierung, auch der Entzug von Orden und Ehrungen,

3.
eine im Ermessen des Gerichtes stehende Unfähigkeit zur Beförderung, die auch dauerhaft sein kann.
§ 1
Unerlaubte Abwesenheit


Wer seine Truppe, militärische Dienststelle oder den sonstigen anbefohlenen Ort verläßt oder hier fernbleibt, und sich dadurch dem Dienste länger als einen Tag entzieht, hat eine Verwerflichkeit begangen.
§ 2
Desertion

(1)
Die Tat nach § 1 für immer zu begehen, ist ein schweres Vergehen.

(2)
Wer sich jedoch nach sechs Wochen aus freien Stücken stellt, und Ersttäter ist, soll nur wegen unerlaubter Abwesenheit bestraft werden.
§ 3
Herbeiführen der Dienstuntauglichkeit

(1)
Wer seine gänzliche oder teilweise Dienstuntauglichkeit herstellt, um sich dem Dienste zu entziehen, und dadurch mehr als einen Tag dem Dienste fernbleibt, hat eine Verwerflichkeit begangen, jedoch ein Vergehen, wenn er seinem Dienst länger als zwölf Tage entsagt.

(2)
Geht die Absicht dahin, sich für immer dem Dienste zu entziehen, ist ein zusätzliches Vergehen begangen worden.

(3)
Die vorstehenden Absätze gelten entsprechend, wer sich durch Täuschung dem Dienste zu entziehen sucht.

(4)
Die vorstehenden Absätze gelten ferner, wenn die Dienstuntauglichkeit Folge einer gerichtlich verhängten Leibesstrafe ist.

§ 4
Wachverfehlung


Wer Taten im Sinne der §§ 1 bis 3 begeht, während er Wachdienst versieht, hat ein zusätzliches Vergehen begangen.
§ 4
Ungehorsam

(1)
Wer einen Befehl nicht befolgt, indem er

1.
sich gegen diesen durch Tätlichkeiten, beleidigenden Worten oder solchen Gebärden auflehnt oder

2.
trotz Ermahnung im Ungehorsam verharrt, 

hat ein Vergehen begangen

(2)
Gleiches gilt, wen ein Befehl nicht befolgt wird und dadurch Gefahren für Leib und Leben herbeigeführt werden.

(3)
Ungehorsam ist auch die den Zweck des Befehles beeinträchtigende oder mangelhafte Befolgung des Befehles.

(4)
Gleiches gilt auch, wer eine wichtige Meldung unrichtig, nicht oder verspätet erstattet oder weitergibt, ohne auf eine ihm bekannte Unrichtigkeit hinzuweisen. 
§ 5
Schwerer Ungehorsam


Wer sich des Ungehorsams nach § 4 in Gemeinschaft mit anderen Soldaten, der Verabredung hierzu schuldig macht, hat ein schweres Vergehen begangen.
§ 6
Straflosigkeit der Nichtbeachtung von Befehlen

Eine Handlung nach den vorstehenden §§ 3, 4 bleibt straflos, wenn der Befehl

1.
ausgeführt gröbstens entehrend für den Soldaten ist,

2.
von unzuständiger Person oder Stelle ausging,

3.
anderweitig aufgehoben worden ist,

4.
in keiner Beziehung zum Dienst in der Streitmacht steht oder

5.
die Begehung einer nach dem Ius criminalis strafbaren Handlung anordnet.
§ 7
Meuterei

(1)
Wer in Gemeinschaft mit einem oder mehreren Soldaten durch Anwendung von Gewalt oder gefährlicher Drohung

1.
einen Vorgesetzen der Streitmächte, Ranghöheren oder eine Wache an der Ausübung des Dienstes zu hindern oder zu dessen Ausübung in einem bestimmten Sinne zu zwingen sucht oder

2.
sich Befehlsbefugnis anmaßt,

hat ein schweres Vergehen begangen.

(2)
Die Verabredung zur Meuterei ist ein Vergehen.

§ 8
Gemeinschaftlicher Angriff auf militärische Vorgesetzte

(1)
Wer sich mit mehreren Soldaten zusammenrottet und mit vereinten Kräften im Dienste oder diesbezüglich gegen ein Opfer nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 eine Tat gegen Leib und Leben begeht, hat ein Verbrechen begangen.

(2)
Die Verabredung hierzu ist ein schweres Vergehen.

(3)
Wer die Tat als einzelner begeht, hat ein Vergehen begangen, sofern die Tat nicht an anderer Stelle mit schwerer Strafe bedroht ist.
§ 9
Berauschung


Wer sich im Dienste berauscht und dadurch zur Pflichterfüllung untauglich wird, hat, sofern dies schon einmal geschehen ist, eine Verwerflichkeit begangen.

§ 10
Geheimnisverrat

Ius criminalis Teil 2 Art. 1 § 7 gilt entsprechend für militärische Geheimnisse.

§ 11
Sachtaten

(1)
Wer einen Diebstahl im Sinne des Ius criminalis Teil 2 Art. 4 § 1 oder eine Sachbeschädigung im Sinne des Ius criminalis Teil 2 Art. 4 § 9 begeht, 

1.
unter Ausnutzung der durch einen Einsatz geschaffenen, besonderen Lage, 

2.
unter Herbeiführung einer Gefahr für Leib und Leben oder

3.
an einer Sache, deren Bewachung ihm obliegt

hat ein schweres Vergehen begangen.

(2)
Wer einen anderen Soldaten bestiehlt, hat ein Vergehen begangen.
§ 12
Verstöße gegen die Pflichten von Vorgesetzen und Ranghöheren

(1)
Wer als Vorgesetzter die ihm obliegende Sorge für das Wohl der ihm unterstellten Soldaten gröblich vernachlässigt, und dadurch gröbliche Verletzungen oder Verstümmelungen herstellt, der hat ein Vergehen, jedoch ein schweres Vergehen begangen, wenn der Tod eines Soldaten die Folge war. 

(2)
Wer seinen Rang zu Befehlen, Forderungen oder Zumutungen jenseits der Pflichten der Streitmächte, einem Untergebenen oder Rangniederen gegenüber gröblich mißbraucht, hat ein Vergehen begangen.

(3)
Wer einen Untergebenen oder Rangniederen in überaus entwürdigender Weise behandelt oder aus Bosheit diesen den Dienst qualvoll erschwert, hat ein Vergehen begangen.

(4)
Wer Taten im Sinne des Art. 2 dieses Gesetzes gegen einen Untergebenen oder Rangniederen verübt, wird dementsprechend bestraft.

(5)
Ein Befehl liegt vor, wenn eine Anweisung zu einem bestimmten Verhalten, schriftlich, mündlich oder in anderer Weise, allgemein oder für den Einzelfall und mit dem Anspruch auf Gehorsam erteilt wird. Im Falle ihn widersprüchlich dünkender Befehle hat der Befehlsempfänger nachzuforschen, was gemeint ist, ist dies nicht möglich, nach bestem Gewissen den Befehl so auszuführen, wie er ihn, mit dem Wissen und der Erfahrung eines Soldaten seines Ranges, in seiner Situation für sinnvoll erachten durfte.

VON DEM IUS CIVILIS

Das Recht der Familie

Art. 1
Der Stammbaum der Familienschilde

(1)
So wie der Staat ein Spiegel der Welt sei, ist er auch Maßbild der Familie.

(2)
Von den rechtmäßig und wirksam vermählten Gatten stammen zum zweiten Schild der Familie die Kinder ab, wobei der frühere Zeitpunkt der Geburt die Abstammlinge näher zum Buckel des Schildes rückt. Den dritten  Schild bilden die Kinder der Kinder, den vierten die Geschwister der Gatten, den fünften teilen sich die Kinder der Enkel mit den Kindern der Gattengeschwister, wobei letztere den Rand des Schildes einnehmen. Und so geht es weiter bis zum siebten Schild, wonach keine Verwandtschaft mehr herrscht.

(3)
In diesem Gerüst vererbt sich, was zu vererben ist, wobei vorherige Schilde immer zuerst Erbe nehmen. Das Verhältnis zwischen denen im Inneren eines Schildes zu denen am äußeren Rand ist wie folgt: dem innersten gebührt die Hälfte des Erbes, dem dann folgenden die Hälfte dessen, was bleibt, dann wieder dem nächsten davon die Hälfte und so weiter und so fort. Was übrigbleibt geht an den, der im Innersten sitzt.

(4)
Alles was bundesgezeugt ist, nimmt sich zunächst vor den bundesfremden das Erbe, das jene mit der Gefahr leben müssen, nichts mehr zu erhalten.

(5)
Vererbt werden können alle derischen Güter einschließlich von Privilegien, es sei denn, diese sind höchstpersönlich an den Erblasser gebunden. Ein Titel ist in der Regel dann höchstpersönlich, wenn er Auszeichnung für eine Einzelleistung ist. Wird dem Wesen nach unteilbares vererbt, so ist in Höhe des Anspruchs anderer Erblasser geldwerter Ausgleich seitens des Erbnehmers zu leisten.

(6)
Enterbungen müssen vor dem Krongericht begründet werden. Gründe werden unter Art. 2 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 sinngemäß aufgeführt.
Art. 2
Der Lebensbundes

(1)
Der Lebensbund ist die rechtlich anerkannte, mit Bundschließungswillen eingegangene, grundsätzlich auf Lebensdauer gecshlossene und von Göttern gesegnete Lebensgemeinschaft zwischen Mann und Frau, Mann und Mann, Frau und Frau. Sie ist die Keimzelle der staatlichen Gemeinschaft und Urgrund der Familie.

(2)
Sie ist grundsätzlich unauflöslich, da Götter sie erkannt und das Recht sie bestätigt hat. Eine Auflösung des Lebensbundes kann nur vor der mittleren Lehnesgerichtsbarkeit, im Falle von Herrschaften des Reiches vor dem Krongerichte angestrebt werden, mit folgenden Gründen

1.
wer Dämonen den Vorzug vor Menschen gibt, soll sich nicht mit Menschen vermählen,

2.
wer gegen die Regeln und den Glauben der Gottheit verstößt, vor welcher der Bund geschlossen wurde, und dies vorsätzlich tut, soll nicht vor dieser Gottheit als vermählet gelten.

3.
wer seine Pflicht, Keimzelle der staatlichen Gemeinschaft mit zu bilden, dadurch verletzt, dass er gegen den Staat vorgeht, soll aus dem Bund verstoßen werden.

4.
wer den Bund erlangte durch Vorspiegelung falscher Tatsachen, die persönlicher und nicht wirtschaftlicher Art sein dürfen, und der Bund wurde geschlossen auf der Grundlage dieser Tatsachen, soll der so nichtig sein, wie es diese Tatsachen sind.

5.
wer sich strafbar macht, in schwerer Weise, gegen den anderen, der soll mit dem Kerker sich verbinden, nicht mit dem anderen.

6.
wer im Stammbaum auf dem gleichen Heeresschild steht, darf nicht vermählet werden, geschieht es doch, so sei es nicht.

(3)
Mit dem Lebensbund zwischen zweien, die ungebunden ein gemeinsames Kind zu Deren gebracht haben, wird das Kind bundgezeugt im Sinne de Art. 1.
Ein Kind, welches von einem der Gesponse und einem Dritten stammt, kann nicht durch die bloße Bundesschließung bundgezeugt gemacht werden, sondern muß angenommen werden, wobei folgende Leute ein Einspruchsrecht haben: der nicht - elterliche Gatte, der elterliche Dritte, alle Kinder des Lebensbundes, sofern sie das zwölfte Lebensjahr vollendet und die Volljährigkeit damit erreicht haben; für Minderjährige wird gerichtlich ein Vormund bestimmt. Die Annahme muß öffentlich kundgetan werden; sofern sich kein Einspruch innerhalb eines Jahres erhebt, wird das Gericht die Annahme bewilligen.

(4)
Der Name der Gatten, vorbehaltlich eines Titels, ist frei wählbar.
Art. 3
Güterrecht und Morgengabe

(1)
In dem Lebensbunde gilt grundsätzlich der Zugewinn, sofern Verträge vor Eingehung des Bundes nichts anderes bestimmen. Was den Gatten nach Bundesschluß zufällt, mit Ausnahme einer Erbschaft, gehört beiden und ist beider Eigentum, und sie haben volles Verfügungsrecht an den Nutzungen, den Früchten und der Sache selbst. Was den Gatten je vor Bundesschluß gehörte, gehört dem jeweiligen Gatten auch fürderhin allein. Dieser Grundsatz wird durch das Gesetz weiter ausgeführt.

(2)
Beide Gatten schenken am Morgen der Bundesschlusses dem anderen eine Morgengabe, die einem Viertel dessen entspricht, was der eine beziehungsweise der andere zu diesem Zeitpunkt besitzt. Die Morgengabe kann weder durch Vertrag abbedungen noch durch Vertrag umgangen werden. Wer im Hinblick auf die Morgengabe vorsätzlich oder grob fahrlässig sein Vermögen schmälert oder aufhebt oder verbirgt oder in sonst einer Weise eine geringere Morgengabe als die eigentliche dem anderen Gatten zukommen läßt, macht sich des Betruges und der Unterschlagung strafbar

(3)
Der vorrangig geldwerte Teil der Morgengabe kann abbedungen werden, wenn feststeht, dass der empfangende Gatte keinen unmittelbaren wirtschaftlichen Nutzen aus ihr ziehen kann.
Art. 4
Die Arten des Lebensbundes

(1)
Es gibt dero drei Arten: der Friedelbund, der Lebensbund zu Hem und Hemet, der Vollbund. Wer nach seinem Glauben vielfach verbunden sein darf und will, muß bedenken, dass sein erster Bund immer eine Stufe über den anderen bleiben muß.

(2)
Der Friedelbund ist die unterste Stufe des Lebensbundes, sie tauscht die geringsten Rechte. Kein Titel darf übergehen und am Vermögen, dass der Gatte vor Bundesschluß besaß, entstehen keinerlei Rechte.

(3)
Der Bundesschluß, nach der die Gatten Hem oder Hemet heißen, bedeutet, dass ein Titel, adliger oder nichtadeliger Art, sofern vorhanden, übergeht, ohne dass dem Gatten, der nun neu in den Genuß des Titels kommt, daraus irgendwelche Rechte zustünden. Er trägt den Titel mit dem Zusatz Hem oder Hemet, hat keinerlei Rechte an Lehen oder Amt, Befehlsgewalt oder das Recht, Siegel mit diesem Titel zu führen. Hem oder Hemet erwachsen Rechte an den Nutzungen und Sachfrüchten des Vermögens des Gatten, welches dieser vor Bundesschluß besaß, wobei Nutzungen alle Sach- und Gebrauchsvorteile einer Sache, und Sachfrüchte alle Erzeugnisse einer Sache, mit Ausnahme des Raubbaues und des Verbrauchs der Muttersache sind. Rechtsfrüchte, wie Pachtzinsen, stehen auch weiterhin nur dem Hem mit Eigentume zu.

(4)
Der Vollbund ist die höchste Form des Lebensbundes: es geht nicht nur der Titel über, sondern auch die mit dem Titel verbundenen Rechte und Pflichten, wobei dem Gatten, der den Titel mit in den Vollbund brachte, immer ein Einspruchsrecht zusteht. Im übrigen gilt, was zu Hem und Hemet gesagt worden ist, nur erlangt im Vollbund der Gatte auch Gewalt über die Rechtsfrüchte. 

(5)
Der Friedelbund kann ohne erforderliche Billigung irgend jemands geschlossen werden, der Bund auf Hem und Hemet bedarf der vorherigen Zustimmung durch die Krone, sofern sich Hochadelige vermählen. Der Vollbund kann nur von der Krone auf deren eigenen Vorschlag entstehen, und auch nicht vor einem Jahr und einem Tag, und wird als „Ehre und Auszeichnung“ verliehen und verstanden, welche sich der Gatte, der den Vollbund genießen soll, durch Taten am Staate verdienen muß. Der Vollbund kann nicht gefordert oder erbeten werden, wer dies doch tut, beleidigt die Krone strafrechtlich. Die bundesgezeugten Kinder, sofern sie das zwölfte Lebensjahr vollendet haben, können sich indes in Gnade an die Krone wenden.
Art. 5
Nichtvollzug des Lebensbundes

(1)
Es kann unter Berufung auf den Nichtvollzug des Lebensbundes deren Auflösung angestrebt werden.

(2)
Der Nichtvollzug kann verbindlich von jenem Geweihten festgestellt werden, vor welchem der Lebens​bund eingegangen worden ist, sofern die Gatten einvernehmlich vor diesem den Nichtvollzug beeiden. Im Falle dauerhafter Verhinderung dieses Geweihten einigen sich die Gatten auf einen anderen.

(3)
Ist der Nichtvollzug des Lebensbundes strittig, trägt vor dem zuständigen Gericht die Beweislast der Gatte, welche den Nichtvollzug behauptet und auf Feststellung des Nichtvollzuges gemäß Art. 1 a Ab​satz 3 Prozeßrecht klagt. Im Fall, dass vor Gericht der Nichtvollzug bewiesen wird, ersetzt das Feststellungsurteil des Gerichtes den Eid, welchen die unterlegene Partei nach Abs. 2 zur einvernehmlichen Auflösung hätte ablegen müssen. Die Wahl des Geweihten nach Abs. 2 Satz 2 steht der obsiegenden Partei frei.

(4)
Der früheste Zeitpunkt, den Nichtvollzug des Lebenbundes feststellen zu können, ist ein Zeitraum von einem Mond nach Ablegung des Bundesgelöbnisses, in welchem der Vollzug des Lebensbundes möglich und zumutbar gewesen ist.

(5)
Nach Feststellung des Nichtvollzuges durch den entsprechenden Geweihten, einvernehmlich nach Abs. 2 respektive streitig nach Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 löst der angerufene Arm der Staatskirche den Eid, der vor den Göttern geschlossen worden ist. Nach dieser Auflösung erfolgt die Trennung der Rechtsbeziehungen vor dem zuständigen Gericht.

Das Recht des Absoluten Notstand des Reiches

(1)
Unter absolutem Notstand ist zu verstehen das Eintreten oder unmittelbare Bevorstehen äußerer Umstände, welche Art. 1 § 1 CCC Ius criminalis Teil 2 in seinen Folgen bedeuten, und zwar in einer Weise, dass deren Bewältigung die alsbaldige Anordnung und Durchführung bestimmter Maßnahmen erforderlich macht, ohne dass dies mit den in der Verfassung normalerweise vorgesehenen Organkompetenzen, Verfahrensweisen und inhaltlichen Determinanten der Rechtserzeugung sowie in der gebotenen  Eile bewerkstelligt werden könnte.

(2)
 Die Feststellung des Notstandes ist von einem Gremium zu treffen, welches den Obersten Rabendiener, den Obersten Militärvertreter und den Obersten Rechtsvertreter umfaßt. Der Vorsteher des KKAB soll hierzu befragt werden. Während der Feststellung des Notstandes sind die Taten der Armee und des KKAB als Notwehrhandlungen zu verstehen, die nach den Maßgaben des Art. 8 Abs. 3 zu bewerten sind.

(3)
Im Falle räumlicher, ersatzweise auch faktischer Unerreichbarkeit des Notstands – Gremiums  soll der Notstand von den entsprechenden Parallel – Instanzen provisorisch festgestellt werden ; sonach vom höchsten Rabendiener vor Ort, dem lokalen Militärkommandanten und dem höchsten lokalen Vasallaturrichter, die zusätzlich unverzüglich nach besten Möglichkeiten um Bestätigung oder Widerruf durch den Notstandsausschuss nachzusuchen haben. Sie sind diesem Gremium für Fehlentscheidungen voll verantwortlich, insbesondere wenn Schäden aufgrund des Notstandes entstehen, die ihnen also zugerechnet werden können. 

(4)
Die Beendigung des Notstandes erfolgt durch diejenigen, welche in ausgerufen haben, jedenfalls aber durch das Notstands – Gremium des Reiches.
Das Recht des Kleinen Adels

Art. 1
Der Eid 

(1)
Die Belehnung mit den Rechten und Pflichten eines Angehörigen des fünften Schildes wird vor der Krone beeidigt. 

(2)
Der Eid lautet ausnahmslos: "Im Namen Borons des Götterfürsten gelobe ich (Name, gefolgt von neuem Rang), Treue dem Káhet ni Kemi, Ihrer Majestät der Nisut und der Alleinseligmachenden Heiligen Borons- und Staatskirche. Ich schwöre bei unserem Herrn Boron und (Name einer persönlichen Gottheit, wobei Ius criminalis CCC Teil 2 Art. 3 § 2 zu beachten ist), meinem Lehnsherrn (Titel, Name, Rang) und dem Provinzherrn (Titel, Name, Rang) bedingungslos zu gehorchen und mit meiner ganzen Kraft für Reich und Recht, Provinz und Lehen einzustehen. Denn siehe, ich habe erkannt: dies ist sein heiliges Land, das es zu verteidigen gilt mit meinem Seelenheil. Mein Sinnen und Trachten seien von nun an stetst darauf gerichtet, den Wohlstand des Reiches zu mehren, sein Gesetz zu achten und Schaden von ihm abzuwenden. Das schwöre ich, so wahr mir der Heilige Rabe, Götterfürst, und (persönliche Gottheit) helfe." 

(3)
Die criminale Schwelle zum Meineid ist dann überschritten, wenn vorsätzlich wider den Eid und mit Blick auf diesen gehandelt wird. Eine fahrlässige Begehung des Lehnseids-Bruches ist ausgeschlossen.

Art. 2
Obliegenheiten und Privilegien der Nobilis minoris 

(1)
Den Kleinadeligen obliegt die Verwaltung und Pflege des Lehns, welches soweit des Kleinadeligen Besitz, aber der Krone Eigentum ist, im Rahmen der Gesetze des Reiches und der Verordnungen der Reichsbehörden. 

(2)
Den Kleinadeligen obliegt die untere Instanz im Rechtszug ihres Lehns. 

(3)
Die Kleinadeligen sind von der Steuer befreit. Davon ausgenommen sind Provisionen, welche der Staat im Falle außerhalb der normalen Wirtschaft erlangter Güter beanspruchen kann, wobei die Krone zwischen 1 Drittel eines Drittels und einem vollen Drittel fordern kann, desgleichen die unmittelbaren Lehns- und Provinzherren als Forderungsgemeinschaft des Anteils. Die Provision soll den Eigenanteil des Kleinadeligen am Gutserwerb würdigen (gebundenes Gratifikationsermessen). 

(4)
Die Kleinadeligen genießen in Besonderem Maße die Bürgerrechte, insbesondere 

1.
Freizügigkeit im Reich 

2.
Ablösbare Wehrpflicht in Übereinstimmung mit den Ausführungsverordnungen der Schwarzen Armee 

3.
Das Recht, persönlich Waffen zu tragen, die dem eigenen Schutz und der eigenen Würde angemessen sind 

4.
das uneingeschränkte Gewerberecht, welches nur durch oder aufgrund dieses Gesetz beschränkt werden kann 

5.
das Grunderwerbsrecht und eine tradierte Landnutzungslizenz. 

(5)
Die Kleinadeligen erhalten eine mondliche Alimentation, welche sich auf 10 Suvar für einen Sah oder einen Nedjet und auf 20 Suvar für einen Akîb oder einen Imat beläuft. Die Kleinadeligen erhalten eine mondliche Subvention für die Provinz, deren Höhe anhand der Bevölkerungszahl vom Reichszehntprüfer festgestellt wird. In Notfällen kann ein Unterstützungsantrag an den Reichszehntprüfer gerichtet werden.

(6)
Der Kleinadelige innehat sachgebundenes Weisungsrecht gegenüber den Bürgerrechtsbaren in seinem Verwaltungsbereich, wodurch er aber einzig gemeinnützige oder lehnsfördernde Arbeiten veranlassen darf. Die Bürgerrechtsbaren sind angemessen zu entschädigen, gemessen an dem, was sie anderweitig durch Arbeit hätten erlangen können (gebundenes Kompensationsermessen). Der Kleinadelige soll nicht in anderweitige, vertragliche Beschäftigungsverhältnisse eingreifen, welche der Bürgerechtsbare mit Bürgerrechtsinhabern besitzt. Tut er es doch, so ist er angehalten, dem Bürgerrechtsinhaber jene geldwerten Ausfälle zu ersetzen, die 20 von Hundert der Arbeistleistung des Bürgerrechtsbaren übersteigen.

Art. 3
Der Kleine Konvent 

(1)
Die Nobilis minoris haben das unantastbare Recht, sich einmal im Jahre zu versammeln, um an der Sachpolitik der Reiches im Gremium teilzunehmen. Zur Teilnahme berechtigt sind jene, welche einen Eid als Nobilis Minor nach Art. 1 dieses Abschnitts geleistet haben. 

(2)
Das Mittel der Teilnahme ist die Anbstimmung. Hierzu ist eine einfache Mehrheit und die Stimmabgabe von nicht weniger als der Hälfte der Kleinadeligen erforderlich. Enthaltungen sind unzulässig. Dabei innehaben Sahs und Nedjes stets insgesamt eine und Akîbs und Imats stets insgesamt zwei Stimmen. Die Beschlußfähigkeit wird personell, nicht nach der Stimmgewichtung festgestellt. Die Stimmgewichtung ist absolut. Ein Adeliger kann sich durch einen Ser vertreten lassen, welcher seine Stimme wahrnimmt. 

(3)
Die Ergebnisse der Abstimmungen werden im Cronrat von der Nisut durch den Vertreter des Kleinadels, den Secha, bestimmt. Dieser muß vom Konvent als letztem Abstimmungspunkt jährlich neu bestimmt werden. Sein Vertreter ist der Vize-Secha, welcher der wahlzweite Kandidat ist. Fehlt es an einem solchen, soll der Secha einen bestimmen. Der Secha trägt die Abstimmungsergebnisse im Cronrat vor und ist bei der Abstimmung im Cronrat an das Votum des Kleinen Konvents gebunden. Er ist frei, außerhalb dessen im Cronrat eigene Vorschläge zu äußeren, darf aber nicht substantiell mittelbar gegen die Voten seines Konventes stimmen. Der Secha spricht für den Kleinadel in der Frage, wo auch außerhalb des Konventes eine Mehrzahl von Kleinadeligen in Angelegenheiten des Kleinadels betroffen sind. 

(4)
Der Konvent findet in der Großen Konventshalle zu Khefu statt. Davon kann auf Einladung eines einzelnen Adeligen abgewichen werden. Der Konvent muß der Einladung nicht folgen. 

(5)
Den Ablauf des Konvents überwacht der Secha. Im Konventssaal hält er das Ordnungsrecht. Er ist befugt, jene Maßnahmen zu ergreifen, die in Übereinstimmung mit den Gesetzen zulässig sind, um die Würde und die strebsame Arbeit des Konventes zu fördern. Insbesondere 

1.
nimmt er Tagesordnungspunkte auf. Er kann Tagesordnungspunkte zurückweisen, muß dies aber ausdrücklich begründen. 

2.
erteilt und entzieht das Rederecht. Dies kann sich auf einen einzelnen Wortbeitrag beziehen oder bis auf Widerruf auf den gesamten Konvent. 

3.
ist er befugt, Saalverweise zu erteilen, wenn ein Anwesender durch sein Verhalten grob und fortgesetzt die Erörterungen stört. 

4.
entscheidet er, ob im Sitzungsraum während der Dauer des Konventes Zauber gewirkt werden dürfen. Ordnungsmaßnahmen des Sechas sind insbesonders an die Gesetzmäßigkeit gebunden und sind nichtig, wenn rechtswidrig. Diese Rechte innehält der Secha auch dann und ausschließlich, wenn der Konvent der Einladung eines einzelnen Adeligen gefolgt ist. 

(6)
Die Unbefangenheit der Rede während der Konventssitzungen wird insofern geschützt, als dass Ehredelikte einzig als Ordnungswidrigkeiten im Rahmen des geltenden Hausrechts gelten. Alle anderen Gesetze gelten uneingeschränkt. 

(7)
Während der Dauer des Konventes ist der Kleinadel frei von allen Weisungen und Beschränkungen, die ihm nicht unmittelbar von der Krone, dem Glauben oder dem Gesetz auferlegt sind. Insbesondere sind die Weisungsrechte und der Gehorsamsanspruch des Hochadels außer Kraft, sofern dieses Gesetz nichts anderweitiges anordnet. 

(8)
Die Kleinadeligen versammeln sich unter sich, um im Verfassungsauftrag der Nisut zu sprechen. Die Kleinadeligen haben das Recht, darauf zu bestehen, dass Hochadelige nicht im Raume anwesend sind. Der Secha ist gehalten, einer entsprechenden Verfügung nachzugeben, wenn 10 von hundert Kleinadeligen dies erwünschen. Hochadeligen, welche als Kleinadelige durch Mehrfachbelehnung am Konvent teilnehmen, sind auch einzig als solche Teilnehmer des Konventes. Wer sich in Mißachtung dessen auf seinen Rang als Hochadeliger ausdrücklich oder durch standesgemäßes Verhalten stützt, insbesondere, um dadurch in Diskussionen solche Autorität einfließen zu lassen, und dadurch den Eindruck vermittelt, die Kleinadeligen seien nicht mehr unter sich, sondern stünden unter Aufsicht ihrer Lehns- oder Provinzherren, über dessen Verbleib im Raume soll in geheimer Abstimmung entschieden werden, wobei es einer dreiviertel Mehrheit bedarf, um diesen Antrag abzulehnen. Ein hochadeliger Gastgeber, dessen Einladung die Adeligen gefolgt sind, kann niemals absentiert werden. Allerdings hat er lediglich schweigendes Teilnahmerecht und auch die Rechte als Hausherrn sind für und während den Konvent dem Secha oder seinem Vertreter übertragen. 

(9)
Von Absatz 8 nicht betroffen sind der Îden Praetorius, die Erste Rabendienerin und der Kronjustitiar, allerdings nur soweit sie als von Krone und Gesetz mit Anwesenheitsrecht und ausdrücklicher Aufsicht betraut zu betrachten sind. Insbesondere bedeutet dies 

1.
der Îden Prätorius vertritt die Krone personell und seine Äußerungen zu Interessen der Krone sind verbindlich. Er ist Auge und Ohr der Krone. Wenn er "In Nomine Regni" spricht, haben seine Worte dieselben Wirkungen wie ein Königliches Einzelfalledikt. 

2.
die Erste Rabendienerin vertritt die Kirche personell, und ihre Äußerungen zu dogmatischen Fragen sind, wenn "In Nomine Corvi" gesprochen, verbindlich. Sie ist berechtigt, einen Vertreter zu entsenden, welcher als îret-netjer "In Nomine Ecclesiae" in dogmatischen Fragen verbindlich, nimmer jedoch "In Nomine Corvi" spreche, denn dies heilige Vorrecht gebührt einzig der Ersten Rabendienerin. 

3.
der Kronjustitiar vertritt das Gesetz personell und seine Äußerungen zu rechtlichen Fragen sind, wenn "In Nomine Iuris" gesprochen, verbindlich. Er ist befugt, Gesetzesverstöße festzustellen und kann den Secha zu dessen Ahndung auffordern. Der Secha ist verpflichtet, dem nachzukommen

Vom Recht des Kemischen Militär

Art 1. Gültigkeit des Gesetzes

1. Dieses Gesetz gilt ausnahmslos für alle Angehörige der Garde, des Heeres, der Flotte und der stehenden Miliz der kem’schen Schwarzen Armee, im folgenden als ”kem’sche Armee” zusammengefaßt. 

2. Für die Hilfstruppen gelten ausschließlich die unter Art. 8 angeführten Sonderregelungen.

3. Ein Unterschied zwischen kämpfenden, auszubildenden und unterstützenden Einheiten besteht vor diesem Gesetz nicht.

4. Unter Hilfstruppen versteht dieses Gesetz die Volksmiliz, angeworbene Waldmenschen-Einheiten und andere irreguläre Einheiten (Freibeuter, Autonmisten).

5. Der Ritterinnen und Ritter des Ordens des Hl. Laguan sowie die bewaffneten Einheiten des KKAB sind von diesem Gesetz ausgenommen und unterstehen alleine ihren eigenen Normen.

6. Die im CCC im Bereich Ius Civilis §3 und Ius Criminalis Teil 2 Art.5 gegebenen Normen regeln das Militärrecht.

Art 2. Dienstzeit
§1 Bewerbung

1. Der Eintritt in die kem’sche Armee ist jedem Untertan Ihrer keminisutlichen Majestät erlaubt, 

(1) sofern seine Familie, beziehungsweise er oder sie selbst bereits seid mindestens fünf Götterläufen im Káhet Ni Kemi ansässig ist, und

(2) er oder sie über einen untadeligen Lebenswandel verfügt, welchen er oder sie nachweisen muß mit einem Bürgen oder einer Bürgin, welche nicht mit ihm oder ihr verwandt ist, die Bürgerrechte des Reiches innehat und nicht aus criminalen Gründen verurteilt worden ist, und

(3) er oder sie von den zuständigen Offizierinnen und Offizieren vor Ort für den Dienst in der kem’schen Armee für tauglich erkannt wurde, und

(4) er oder sie mündig ist, d.h. das Alter von zwölf Götterläufen erreicht hat.

2. Rechtsverbindlich wird die Zugehörigkeit zur kem‘schen Armee 

(1) mit der Unterzeichnung des Dienstvertrages und 

(2) der dabei erfolgenden Ausbezahlung des Handgeldes in Höhe eines halben Mondessoldes einer Gemeinen.

3. Eine Ablehnung der Bewerberin oder des Bewerbers kann durch das Musterungspersonal oder Offiziere erfolgen aufgrund

(1) Untauglichkeit, insbesondere aufgrund evidenter körperlicher oder geistiger Gebrechen, welche seinen Dienst als Gefahr für sich selbst oder Dritte nach Maßgabe allgemeiner Erfahrung befürchten lassen,

(2) Alter (Bewerberinnen und Bewerber, die älter sind als 35 Götterläufe sind) und 

(3) mangelndem Leumund; insbesondere sofern ihm der Nachweis nach Absatz 2 der Nr. 1 dieser Norm nicht gelingt oder er in criminaler Sache bereits verurteilt worden ist oder eine solche Verurteilung zu befürchten steht.

4. Eine Zustimmung der der Bewerberin oder dem Bewerber übergeordneter Personen aus Familie und Adel ist zum Eintritt in die kem‘sche Armee nicht erforderlich.

(1)  Eine Kompensation für eingetretene Unfreie an dessen Herrn/Herrin leistet die Armee nicht.

(2) Unfreie müssen als Bürgen oder Bürgin ihren Herrn oder ihre Herrin benennen.

5. Der Eintritt in die kem‘sche Armee kann 

(1) jederzeit und 

(2) an jedem beliebigen Armeeposten erfolgen.

(3) Der Anwerbungsort muß vom Bewerber/der Bewerberin selbstständig erreicht werden.

6. Eine Ablehnung der Aufnahme, die sich aus den unter Nr. 3 dieser Norm genannten Gründen ableiten lässt,  kann rechtlich nicht angefochten werden.

§2 Ausbildung

1. Soldatinnen und Soldaten der kem’schen Armee, die das vierzehnte Lebensjahr noch nicht erreicht haben, gelten als Rekruten.

(1) Sie sind nach Maßgabe des Ausbildungszieles in eigenständigen Einheiten zusammenzufassen, 

(2) im Allgemeinen aber auf die einzelnen Banner und Schiffe der kem’schen Armee aufzuteilen. 

2. Jede Soldatin und jeder Soldat der kem’schen Armee kann sich um einen Ausbildungsplatz an der keminisutlichen Kriegsakademie zu H’Anyarcô bewerben, 

(1) sofern sie oder er das vierzehnte Lebensalter vollendet und 

(2) mindestens zwei höherrangige Angehörige der Schwarzen Armee als Bürginnen oder Bürgen vorweisen kann. Über die Zulassung zur keminisutlichen Kriegsakademie zu H‘Anyarcô entscheidet alleine die Schulleitung.

(3) Die Ausbildung an der keminisutlichen Kriegsakademie zu H’Anyarcô ist kostenlos.

3. Auszubildende sind nach Möglichkeit von realen Gefechtshandlungen fernzuhalten. 

4. Mit Erreichen des 14. Lebensjahres oder, falls beim Eintritt in die Schwarze Armee älter als 13 Jahre nach einjähriger Ausbildungszeit, wird ein Rekrut oder eine Rekrutin zum bzw. zur Gemeinen befördert.

§ 3 Dienstverlauf und Entlassung

1. Die Dienstzeit für Armeeangehörige beträgt zwanzig Götterläufe. 

(1) Nach Ablauf der Dienstzeit ist eine mehrmalige Verlängerung derselben um jeweils fünf Götterläufe bis zum 55. Lebensjahr statthaft. 

(2) In Ausnahmefällen kann das Oberkommando eine erneute, einmalige Verlängerung der Dienstzeit über das 55. Lebensjahr hinaus gewähren.

(3) Ausgeschiedene Veteraninnen und Veteranen können nach Maßgabe des Oberkommandos jederzeit, sofern sie das 50. Lebensjahr noch nicht erreicht haben, für eine oder auch mehrere weitere fünfjährige Dienstzeiten im alten Rang angenommen werden. 

2. Vorzeitige Entlassungen werden nicht gewährt, außer 

(1) es erfolgt ein unehrenhaften Ausschluß aus der Armee oder es liegt 

(2) die durch das Oberkommando festgestellte Notwendigkeit einer durch bestimmte Umstände erforderlichen Truppenreduzierung vor oder es liegt

(3) eine nicht selbst verschuldete Dienstuntauglichkeit bei der Soldatin oder dem Soldaten der Schwarzen Armee vor.

3. Nach Ablauf der regulären Dienstzeit haben die Veteraninnen und Veteranen der Schwarzen Armee 

(1) Anspruch auf einen würdigen und festlichen Abschied durch die Oberkommandierende sowie auf

(2) ein Entlassungsdokument, in dem alle Verdienste und Beförderungen durch königliches und militärisches Siegel beurkundet sind.

4. Die Oberkommandierende und Angehörigen der nisutlichen Garde werden alleine nach dem Willen der Nisut eingesetzt und entlassen.

Art 3. Versorgung

§1 Landdonation

1. Mit dem Abschluß der vorgeschriebenen Dienstzeit von zwanzig Jahren haben die Angehörigen der Schwarzen Armee Anspruch auf ein Stück Land, dessen Beschaffenheit und Größe den weiteren Lebensunterhalt der Veteranin bzw. des Veteranen zu sichern imstande ist.

(1) Die Ansiedlung der Veteraninnen und Veteranen erfolgt in speziell von der Krone zugewiesenen Gebieten. Dazu gehören zum Zeitpunkt der Ratifizierung dieses Gesetzes die Gebiete um Mehyt (Djerniako), Djáset (Táyârret), Tel’Akhbar (Ahami) und H’Anyarcô (Yleha).

(2) Die Entscheidung über den Landzuweisungsort trifft das Oberkommando. Die Veteraninnen und Veteranen sollen dazu gehört werden.

2. Veteraninnenland darf nicht an Zivilisten verkauft, wohl aber an solche verpachtet werden.

§2 Finanzielle Absicherung

1. Zur finanziellen Absicherung erhalten die Soldatinnen und Soldaten der Schwarzen Armee nach dem Ende ihrer vertraglichen Dienstzeit

(1) ein einmaliges Handgeld in Höhe eines Jahressoldes.

(2) bis zum Lebensende eine mondliche Rente in Höhe eines Viertels des letzen Mondessoldes.

2. Kleidung, Uniform, Rüstung und Waffen der Veteraninnen und Vetranen ist ihnen nach Ablauf ihrer Dienstzeit als persönliches Eigentum zu überlassen. Reittiere sind von Art. 3 §2 Abs. 2 ausgenommen.

§3 Militärkasse

1. Zur Sicherstellung der finanziellen Unterstützung der Veteraninnen und Veteranen wird eine Militärkasse geschaffen, in der die Krone, sowie freiwillige Spenderinnen und Spender einzahlen.

2. Die Verwaltung der Militärkasse obliegt dem Oberkommando, das alleine der Nisut Rechenschaft schuldig ist.

§4. Sold

1. Der Sold für Rekruten und Rekrutinnen beträgt 3 Suvar im Mond; für Gemeine und Miliz-Korporal/innen 6 Suvar pro Mond, für Korporal/innen und Miliz-Leutnant 9 Suvar pro Mond, für Leutnante und Miliz-Hauptleute 12 Suvar pro Mond, für Hauptleute und Miliz-Major/innen 15 Suvar pro Mond, für Major/innen, Kapitän/innen und Miliz-Oberste 18 Suvar pro Mond und für Oberste und Admiral/innen 21 Suvar pro Mond. 

2. Der königlichen Garde steht, sofern die Gardistin oder der Gardist von adeligem Geblüte ist, kein Sold zu. Ein königlicher Gardist oder eine königliche Gardistin von nichtadeligem Geblüt hat Anspruch auf einen mondlichen Sold in Höhe von 10 Suvar.

3. Das Oberkommando verpflichtet sich zur regelmäßigen und vollständigen Ausbezahlung des Soldes. 

4. Von den obigen Sold- und Versorgungsregelungen abweichende Sonderzahlungen an die Soldatinnen und Soldaten der Schwarzen Armee sind nicht erlaubt. 

5. Der Sold ist ein sonstiger Anspruch im Sinne von Prozessrecht Art. 14 § 3.

Art 4. Vergünstigungen
§1 Bürgerrechte  

1. Mit dem Eintritt in die Schwarze Armee sind die Soldatinnen und Soldaten im vollen Besitz des kem’schen Bürgerrechts.

(1) Diese Vergünstigung gilt außerdem für das Ehegespons der Soldatin oder des Soldaten, 

(2) nicht jedoch für deren oder dessen Kinder. 

2. Angehörige der Schwarzen Armee und ihre Angetrauten sind Zeit ihres Lebens von der Steuer befreit. 

§2 Lebensunterhalt

1. Die kem’sche Armee stellt ihren Soldatinnen und Soldaten Kleidung, Kost, Unterkunft, Waffen und Ausrüstung nach Maßgabe ihrer Aufgaben in ausreichender Quantität und Qualität zur Verfügung. Familienangehörige der Soldatin oder des Soldaten sind für ihren Lebensunterhalt selbst verantwortlich und von den Vergünstigungen aus Art 4. §2 Abs. 1 ausgeschlossen.

2. Das Oberkommando verpflichtet sich zu Bereitstellung der in Art 4. §2 Abs.1 versprochenen Leistungen in angemessener Zeit. 

§3  Hilfeleistung

1. Im Falle einer nicht selbst verschuldeten Dienstuntauglichkeit sind der Soldatin oder dem Soldaten die unter Art 3. zugesagten Vergünstigungen auch vor dem Ende der regulären Dienstzeit zu gewähren. 

2. Unverschuldet in Not geratenen Angehörigen der kem’schen Armee ist aus der Militärkasse schnell Hilfe zu leisten. 

(1) Diese Hilfe wird auf Antrag 

(2) nach Zustimmung des Oberkommandos gewährt

(3) und kann entweder als Geldgeschenk oder als rückzahlpflichtiger Kredit gewährt werden.

3. Schwangere uns stillenden Soldatinnen der Schwarzen Armee sind entsprechend ihrer mütterlichen Verpflichtungen mit erleichtertem Dienst zu schonen. 

4. Angehörige der Schwarzen Armee, die während ihrer Dienstzeit ums Leben kommen,  

(1) ist ein angemessenes Begräbnis auszurichten, sowie

(2) ihre in Art 3. §1 und §2 und Art 4. §1 und § 2 beschriebenen Leistungen als Erbschaft anzuerkennen. 

Art 5. Ränge und Beförderung

§1 Beförderung 

1. Es besteht für die Soldatinnen und Soldaten prinzipiell kein Rechtsanspruch auf Beförderung. 

(1) Eine Ausnahme bilden die Absolventinnen und Absolventen der keminisutlichen Kriegsakademie. Diese haben Anspruch auf die Beförderung in eine höhere Rangstufe, mindestens aber in den Rang von Hauptleuten.

(2) Andere Angehörige der Schwarzen Armee haben lediglich Anspruch auf eine regelmäßige Überprüfung und Beurteilung ihrer Leistungen. Im Falle grober und offenkundiger Misswürdigung ihrer Leistungen kann der Rechtsweg beschritten werden.

2. Beförderungen werden alleine durch Zustimmung des Oberkommandos wirksam. 

3. Die Beförderung zur königlichen Garde und zu den Fédàykîm ist auch Personen von nichtadeligem Geblüt vorbehalten. 

(1) Eine Ausnahme von Art. 5 §1 Abs. 3 ist auf nisutlichen Befehl hin statthaft.

(2) Über die Ernennung und den Rang einer nisutlichen Gardistin entscheidet die Nisut auf Vorschlag der Oberkommandierenden.

(3) Über die Zulassung zur Fédàykîm-Prüfung befinden alle Fédàykîm einstimmig.

§2 Versetzung

1. Truppengattung und Stationierungsort der neueingetretenen Rekruten und Rekrutinnen bestimmt das Oberkommando. Eignung und Wunsch des Rekruten werden nach Möglichkeit berücksichtigt.

2. Versetzungen zu anderen Truppengattungen und Stationierungsorten während der Dienstzeit des Soldaten oder der Soldatin der Schwarzen Armee obliegen alleine der Entscheidung des Oberkommandos.

3. Das Oberkommando gibt ohne Zeitverzug Versetzungen statt, die die Soldatin oder den Soldaten der Schwarzen Armee in den Dienst 

(1) des Orden des Hl. Laguan oder

(2) den bewaffneten Einheiten des KKAB stellen.

(3) Mit einer derartigen Versetzung unterstehen die Soldatinnen und Soldaten fortan der Militärgesetzlichkeit des Laguana-Ordens oder der der Kampfeinheiten des KKAB.

§3 Rangfolge

1. Die kem’sche Armee kennt folgende Rangstufen: 

(1) Im Landheer und den Flotteneinheiten: Gemeine/r, Korporal/in, Leutnant,  Hauptmann/frau, Major/in, Oberst, wovon die beiden letztgenannten ihre Entsprechung bei der Flotte in den Rängen Kapitän/in und Admiral/in finden. 

(2) Die kem’sche stehende Miliz (Stadtgarde) kennt die Rangstufen der Korporal/innen, der Hauptleute, der Leutnante der Major/innen und der Obersten.

(3) Die kem‘sche Miliz kennt nur den Rang Milizionär/in. Die Rangfolge der (Fédàykîm-)Garderänge wird im Militärkompendium ausführlich beschrieben. 

2. Die internen Hierarchien der unter Art. 8 genannten Hilfstruppen sind – mit Ausnahme der kem’schen Miliz – autonom.

Art 6. Struktur und Hierarchie

§1 Bannerhierarchie

1. Das Banner der kem’schen Armee besitzt folgende Hierarchie:

(1) Korporal/innen haben das Kommando über einen Zug von vier oder fünf Gemeinen,

(2) Ein Leutnant kommandiert ein Fähnlein von neun Gemeinen und zwei Korporalinnen, 

(3) Hauptleute befehligen ein Halbbanner von achtzehn Gemeinen, vier Korporal/innen und zwei Leutnants. 

(4) Als Bannerkommandeur/innen fungieren Major/innen und Oberste.

2. Die Struktur der Flotteneinheiten ist an die Gegebenheiten des Kriegsschiffes anzupassen.

§2 Arten der Einheiten

1. Die Einheiten der kem’schen Armee werden folgendermaßen zugeordnet:

(1) Kampfeinheiten sind die Seesoldatenbanner der Flotte sowie die Infanterieeinheiten des Landheeres.

(2) Unterstützungseinheiten sind die Schiffsbesatzungen der Flotte sowie die Späher, Plänkler und technischen Einheiten des Landheeres.

(3) Ausbildungseinheiten sind zeitweilig zusammengefaßte Kontingente der Soldatinnen und Soldaten unter vierzehn Jahren. 

§3 Hierarchie

1. Die Befehlshierarchie gestaltet sich wie folgt:

(1) Die Milizränge sind denen der kem’schen Armee untergeordnet.

(2) Die Ränge der kem’schen Armee sind den Garderängen untergeordnet.

(3) Die Ränge der Ritterinnen und Ritter des Ordens des Hl. Laguan ab dem 4.Dar  gelten als Garderänge.

2. Die militärische Kommandogewalt und Autorität ist nicht an einen bestimmten Ort gebunden.

Art 7. Militärgerichtsbarkeit
§ 1 Allgemeine criminale und prozessuale Vorschriften

1. Die Regelungen des Militär- und Versorgungsgesetzes sind Teil der Normen des CCC. 

2. Die Straf- und Prozeßregelungen des CCC gelten uneingeschränkt.

§ 2 Unehrenhafter Ausschluß

Zusätzlich zu den Strafvorschriften des CCC kennt die kem’sche Armee noch die Strafe des unehrenhaften Ausschlusses. Neben den unten aufgeführten Tatbestände kann der unehrenhafte Ausschluß als Sonderfall des Privilegienentzuges für verwirklichtes Unrecht ab dem schweren Vergehen verhängt werden.

(1) Der Mißbrauch militärischer Kommandogewalten und/oder der militärischen Autorität zu politischen, religiösen oder wirtschaftlichen Zwecken bedingt den unehrenhaften Ausschluß aus der Schwarzen Armee.

(2) Die Unterordnung der eigenen militärischen Kommandogewalt und/oder der militärischen Autorität unter die Anordnungen von Zivilisten bedingt den unehrenhaften Ausschluß aus der Schwarzen Armee.

(3) Unehrenhaft aus der Armee ausgeschlossene Personen haben keinerlei Anspruch auf irgendeine in diesem Gesetz in Aussicht gestellte Leistung. Sie sind, als habe die Armee sie nie gekannt.

(4) Unehrenhaft aus der Armee ausgeschlossene Personen können nach Maßgabe des Militärsenates zu Soldrückzahlungen aufgefordert werden.

(5) Der unehrenhafte Ausschluß erfolgt öffentlich durch die Aberkennung der Auszeichnungen, dem Zerreißen des Uniformhemdes und dem Zerbrechen der Waffe.

3. Über den unehrenhaften Ausschluß aus der kem’schen Armee befinden die Militärsenate, wie im CCC unter ”Prozeßrecht” Art. 2 §3 beschrieben.

§3 Beschwerden

1. Die Oberkommandierende hat Beschwerden ihrer Untergebenen unabhängig von deren Rang zur Kenntnis und Beurteilung anzunehmen.

2. Über die Beschwerden von Untergebenen hat das Oberkommando binnen zweier kem’scher Wochen nach Eingang der Beschwerde zu entscheiden.

Art 8. Hilfstruppen

§ 1. Grundsätze

Angehörige der Hilfstruppen haben keinerlei Anrecht auf die Leistungen und Vergünstigungen des Militärgesetzes

§2 Die Miliz

1. Jeder Untertan Ihrer Majestät hat, sofern nicht in Besitz des Bürgerrechts, die Pflicht, maximal 30 Tage im Götterlauf Milizdienst zu verrichten.

2. Zeit und Ort und zeitliche Aufteilung des Milizdienstes obliegt allein der Entscheidung des Oberkommandos.

3. Den Nutznießerinnen und Nutznießern der Arbeitskraft der oder des Abhängigen steht keine Entschädigung für die Zeit des Milizdienstes der oder des Abhängigen zu. 

4. Die kem’sche Armee ist zur Versorgung der Milizionär/innen mit Kost und Logis, sowie für den Weg- und Rücktransport von bzw. zu dessen Wohnort verpflichtet.

5. Für die Zeit des Milizdienstes sind die Milizonär/innen vom Verbot des Tragens von Waffen befreit.

6. Die Milizionärin sorgt selbst für entsprechende Bewaffnung und Rüstung. 

§3 Die Freibeuterinnen und Freibeuter

1. Freibeuter/innen werden getreu der Vereinbarungen der in den Kaperbriefen getroffenen Regelungen entlohnt.

2. Freibeuter/innenverbände regeln ihre interne Kommandostruktur selbst. Sind mehrere Freibeuterschiffe in einer Flotte versammelt, bestimmt das Oberkommando die Hierarchie unter den einzelnen Verbänden.

3. Zuwiderhandlungen gegen die in den Kaperbriefen getroffenen Regelungen machen die Freibeuter/innen in den Augen der Krone zu Piraten.

4. Freibeuter/innen unterstehen direkt dem Großadmiral der kem’schen Flotte zu Re’cha.

§4 Die Hilfstruppen der Waldmenschen

1. Angehörige von zeitweilig angeworbenen Hilfstruppen der Waldmenschen erhalten die Entlohnung die bei den Anwerbungsverträgen ausgehandelt wurde, keinesfalls jedoch Waffen und Rüstung.

2. Nach der Erfüllung ihrer militärischen Aufgabe müssen die Hilfstruppen der Waldmenschen sofort demobilisiert werden.

3. Eine taktisch/strategische Ausbildung dieser Hilfstruppen ist streng verboten.

4. In die interne Befehlsstruktur dieser Hilfstruppen darf nicht eingegriffen werden.

5. Die Hilfstruppen der Waldmenschen unterstehen direkt den Hauptleuten.

§5 Die Autonomisten

1. Autonomisten haben die Pflicht, auf Anforderung des Oberkommandos in angemessener Zeit eine angemessene Anzahl kampfkräftiger Männer und Frauen zu stellen.

2. Autonomistische Verbände regeln ihre interne Kommandostruktur selbst.

3. Autonomistische Verbände unterstehen direkt dem Oberkommando oder dessen Legat/innen.

Epilog

Danksagung an die Tugenden Recht, Weisheit und Mäßigung
So habe ich, Managarm, dieses Gesetz vollendet.

Ich danke dem Recht, dass es meine Hand und die Feder geführt hat,

der Weisheit, dass sie meine Kammer erleuchtet hat in all den Tagen und Nächten,

und ich danke der Mäßigung, die mir, du treue Gefährtin, liebsorgend über die Schulter sahst.

Mögen Sie ebenso wachen in den Kammern der Richter und den Stuben  der Menschen.

Arbitrium vincit omnia -

So schließe ich.
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